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E i n l a d u n g 
 

 
Sitzung Nr. 53/2011
VPLA Nr. 8/2011

 
 
An die Mitglieder  
des Ausschusses für Verkehr, Planung und Liegenschaften 
der Stadt Bornheim

Bornheim, den 27.10.2011 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur nächsten Sitzung des Ausschusses für Verkehr, Planung und Liegenschaften der 
Stadt Bornheim lade ich Sie herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Mittwoch, 09.11.2011, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt. 
Die Tagesordnung habe ich im Benehmen mit dem Bürgermeister wie folgt festgesetzt: 
 
TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
3 Einwohnerfragestunde  
4 Bebauungsplan Nr. 206 - 3. Änderung in der Ortschaft Hersel; Aufhe-

bung des Aufstellungsbeschlusses von 2005 
484/2011-7 

5 Bebauungsplan Nr. 206 - 3. Änderung in der Ortschaft Hersel, Einlei-
tungsbeschluss, Beschluss zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
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6 Vorstellung der Vorentwurfsplanung zum Ausbau der Friedrichstraße in 
Roisdorf 
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7 Riss-Sanierung / Beseitigung von Winterschäden auf den Gemeinde-
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470/2011-9 

8 Teilausbau der Rheindorfer Straße in Hersel 478/2011-9 
9 Bebauungsplan Wb 16 in der Ortschaft Walberberg; Einleitungsbe-

schluss 
(s. VPLA 19.10.2011) 

449/2011-7 

10 Bebauungsplan Ro 15 in der Ortschaft Bornheim und Roisdorf; Be-
schluss zur Einleitung des Verfahrens zur 3. Änderung und Unterrich-
tung der Öffentlichkeit 
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11 Erweiterung der Satzungen im Ortsteil Kardorf im Bereich Altenberger 
Gasse 

492/2011-7 

12 Schienenpersonennahverkehr (SPNV) - Verbesserung der Gesamtsitu-
ation 

490/2011-7 

13 Gemeinsamer Antrag der CDU-Fraktion und der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen vom 17.10.2011 betr. Hinweisbeschilderung und Zu-
stand des Rheinradweges Hersel-Uedorf-Widdig 

479/2011-9 

14 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 08.08.2011 betr. Rad-
weg Herseler Straße in Roisdorf 
(s. VPLA 28.09.2011, VPLA 19.10.2011) 

356/2011-7 
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487/2011-7 

19 Mitteilung betr. straßenverkehrsrechtlicher Anhörverfahren 458/2011-9 
20 Mitteilungen mündlich  
21 Anfrage des OV und AM Stadler vom 28.09.2011 betr. Postverteilstelle 

an der Friedrichstraße in Roisdorf  (öffentlicher Teil)  
(s. VPLA 19.10.2011) 

456/2011-6 

22 Anfrage der FDP-Fraktion vom 17.10.2011 betr. Sicherheitsstandards 
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 Nicht-öffentliche Sitzung 

 
 

26 Erwerb einer Grundstücksfläche in Bornheim, Servatiusweg 465/2011-7 
27 Verkauf einer Grundstücksfläche in Hersel, Oderstraße/Rheinstraße 466/2011-7 
28 Verkauf einer Grundstücksfläche in Sechtem, Gebrüder-Kall-Straße 467/2011-7 
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32 Anfrage des OV und AM Stadler vom 28.09.2011 betr. Postverteilstelle 

an der Friedrichstraße in Roisdorf  (nicht-öffentlicher Teil) 
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33 Anfragen mündlich  
 

Mit freundlichen Grüßen 

Gezeichnet: Wilfried Hanft beglaubigt:  
 (Vorsitzender)  (Stadtoberamtsrat) 
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 09.11.2011
Rat 17.11.2011
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 484/2011-7

    Stand 19.10.2011
 
Betreff 
 

Bebauungsplan Nr. 206 - 3. Änderung in der Ortschaft Hersel; Aufhebung des 
Aufstellungsbeschlusses von 2005 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften: 
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften empfiehlt dem Rat, wie folgt zu 
beschließen:  
(siehe Beschlussentwurf Rat). 
 
Beschlussentwurf Rat: 
Der Rat beschließt, den Beschluss des Ausschusses für Verkehr, Planung und Liegenschaf-
ten vom 02.11.2005 über die Einleitung des Verfahrens (nach § 2 BauGB) zur 3. Änderung 
des Bebauungsplanes 206 in der Ortschaft Hersel für den die Parzellen Nrn. 68,69, 247/71, 
248/72 und 333, Flur 7, in der Gemarkung Hersel umfassenden Planbereich aufzuheben. 
 
Sachverhalt:
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften hat am 02.11.2005 die Aufstellung 
der 3. Änderung des Bebauungsplanes Bornheim Nr. 206 in der Ortschaft Hersel (Vorlage 
491/2005) beschlossen.  
 
Die Fläche ist im  rechtskräftige Bebauungsplan als „Fläche für die Beseitigung von Abwas-
ser“ ausgewiesen, da es sich um die Fläche der ehemaligen Kläranlage Hersel südlich des 
Sportplatzes handelt.  
 
Anlass des Aufstellungsbeschlusses war es die nicht mehr genutzte Fläche angemessen 
nutzen zu können, und dort ein Baufeld auszuweisen. 
 
Dieses Ziel wird auch weiterhin verfolgt. Jedoch hat sich im Laufe der Zeit herausgestellt, 
dass eine Entwicklung der Fläche mit mehreren Auflagen, wie z.B. Lärmschutz zum Sport-
platz, Hochwasserschutz etc. verbunden ist. Auf Grund von prioritären Planverfahren wurde 
das Planverfahren dann nicht weiter verfolgt. Im Rahmen von Haushaltskonsolidierungs-
maßnahmen und der Veräußerung von städtischen Grundstücken hat sich dann ein Investor 
gemeldet welcher sich für die Flächen und deren Entwicklung interessiert. Mittlerweile wurde 
ein städtebaulicher Vertrag in Verbindung mit einem Kaufvertrag geschlossen. 
 
Da die Entwicklung des damals ausgewiesenen Änderungsbereiches zu klein gefasst wurde 
und nicht alle Faktoren wie z.B. den Ausbau der Bayerstraße und die Verlagerung des 
Sportplatzes beinhaltete soll der Aufstellungsbeschluss von 2005 aufgehoben werden und in 
einer weiteren Vorlage (485/2011-7) ein neuer Aufstellungsbeschluss mit dem angepassten 
Geltungsbereich beschlossen werden. 
 
Anlagen zum Sachverhalt:  
Übersichtskarte 

Ö  4
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 09.11.2011
Rat 17.11.2011
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 485/2011-7

    Stand 19.10.2011
 
Betreff 
 

Bebauungsplan Nr. 206 - 3. Änderung und 1. Erweiterung in der Ortschaft 
Hersel, Einleitungsbeschluss, Beschluss zur frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften: 
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften empfiehlt dem Rat, wie folgt zu 
beschließen:  

s. Beschlussentwurf Rat. 
 
Beschlussentwurf Rat: 
Der Rat beschließt, 
 
1. das Verfahren zur Aufstellung der 3. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungs-

planes Bornheim Nr. 206 in der Ortschaft Hersel gemäß § 2 BauGB einzuleiten. Das 
Plangebiet wird begrenzt durch die Bayerstraße, die äußeren Grenzen des Sportplat-
zes und der vorhandenen Bebauung. 

 
2. die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3  Abs. 1 BauGB mit dem vor-

liegenden Planvorentwurf und der vorliegenden Darlegung der allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung,  

 
3. die Planung für die Dauer von 4 Wochen öffentlich auszulegen und eine Einwohner-

versammlung durchzuführen.  
 
Sachverhalt:
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften hat am 02.11.2005 die Aufstellung 
der 3. Änderung des Bebauungsplanes Bornheim Nr. 206 in der Ortschaft Hersel (Vorlage 
491/2005) beschlossen.  
Die Fläche ist im rechtskräftige Bebauungsplan als „Fläche für die Beseitigung von Abwas-
ser“ ausgewiesen, da es sich um die Fläche der ehemaligen Kläranlage Hersel südlich des 
Sportplatzes handelt.  
Anlass des Aufstellungsbeschlusses war es die nicht mehr genutzte Fläche angemessen 
nutzen zu können, und dort ein Baufeld auszuweisen. 
Dieses Ziel wird auch weiterhin verfolgt. Jedoch hat sich im Laufe der Zeit herausgestellt, 
dass eine Entwicklung der Fläche mit mehreren Auflagen, wie z.B. Lärmschutz zum Sport-
platz, Hochwasserschutz etc. verbunden ist. Auf Grund von prioritären Planverfahren wurde 
das Planverfahren dann nicht weiter verfolgt. Im Rahmen von Haushaltskonsolidierungs-
maßnahmen und der Veräußerung von städtischen Grundstücken hat sich ein Investor ge-
meldet, welcher sich für die Flächen und deren Entwicklung interessiert. Mittlerweile wurde 
ein städtebaulicher Vertrag in Verbindung mit einem Kaufvertrag geschlossen. Da dem In-
vestor die Änderung des Bebauungsplanes jedoch weder garantiert noch verbindlich zuge-
sagt werden konnte, enthält der Kaufvertrag eine Rücktrittsklausel, falls der Rat der Stadt 
Bornheim sich gegen eine Nutzungsumwandlung des Geltungsbereiches entscheidet.  

Ö  5
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Die Grundstücke der ehemaligen Kläranlage sollen einer Wohnbebauung zugeführt werden. 
Da diese in unmittelbarer Nähe zum Herseler Sportplatz liegen, könnte eine Nutzung der o.g. 
Grundstücke zu Wohnzwecken Konflikte zwischen den Nutzungen Sport und Wohnen ent-
stehen lassen. Von Seiten der Stadt ist schon seit langer Zeit geplant, den Sportplatz auf-
grund seiner Lage im Überschwemmungsgebiet und dem daraus resultierenden hohen Un-
terhaltungsaufwand zu verlagern. Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans He 30 
(36/2009–7) wurde bereits beschlossen, dass ein Teilbereich des Bebauungsplans den ver-
lagerten Sportplatz planungsrechtlich sichern soll.  
Ziel der Baulandentwicklung ist es, zu einer positiven Bevölkerungsentwicklung beizutragen, 
den Wohnbedarf auch entsprechend den durch demographischen Wandel geänderten Be-
dürfnissen zu decken, sowie durch den Grundstücksverkauf einen positiven Beitrag zur 
Haushaltskonsolidierung zu leisten. Durch die Veräußerung der Flächen der ehemaligen 
Kläranlage wird ebenfalls beabsichtigt, einen Beitrag zur Finanzierung des Sportplatzneu-
baus zu leisten. 
Da die Entwicklung des damals ausgewiesenen Änderungsbereiches zu klein gefasst wurde 
und nicht alle Faktoren wie z.B. der Ausbau der Bayerstraße und die Verlagerung des Sport-
platzes beinhaltete wurde der Aufstellungsbeschluss von 2005 aufgehoben.  
Der neue Geltungsbereich der 3. Änderung und 1. Erweiterung des Bebauungsplans Born-
heim Nr. 206 in der Ortschaft Hersel umfasst nun alle in Zusammenhang mit der Ausweisung 
von Wohnbaufläche betroffenen Faktoren. So sind Teile der Bayerstraße, der zu verlagernde 
Sportplatz und die Fläche des, nach Verlagerung des Sportplatzes nicht mehr benötigten, 
Sportlerheims ebenfalls Bestandteil des Geltungsbereiches. 
Die Erarbeitung der Kartengrundlage, der Entwurfsplanung für die Bayerstraße, des Bebau-
ungsplanes und der erforderlichen Fachgutachten werden vom Vorhabenträger übernom-
men. 
 
Einen Bebauungsentwurf des Investors ist zur Veranschaulichung als Anlage beigefügt. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
1.500 Euro 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
1 Übersichtsplan 
2 Gestaltungsplan 
3 Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung 
4 Bebauungsvorschlag Investor – Lageplan 
5 Bebauungsvorschlag Investor – 3D Modell 

485/2011-7  Seite 2 von 2 
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STADT BORNHEIM 
 
3. Änderung und 1. Erweiterung  
des Bebauungsplanes Bornheim Nr. 206  
in der Ortschaft Hersel 
 
Darlegung der allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung 
gemäß den §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB 
 
Stand: 21. Oktober 2011 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadtplanungsbüro: 
 

  
 
H+B Stadtplanung Dieter Beele und Stefan Haase GbR 
Dillenburger Straße 75 
51105 Köln 
Bearbeitung: Stefan Haase 
 
Köln, den 21.10.2011 

Ö  5
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1. Lage des Plangebietes 
 
Das ca. 1,5 ha große Plangebiet liegt in der Bornheimer Ortschaft Hersel. Der 
Plangeltungsbereich wird im wesentlichen wie folgt begrenzt: 
 
 Im Norden durch die nördliche Grenze des Sportplatzes 
 Im Osten durch die östliche Grenze des Sportplatzes und die Bayerstraße 
 Im Süden durch die nördliche Grenze der bestehenden Bebauung am Weingarten 
 Im Westen durch die südliche, östliche und nördliche Grenze der bestehenden Bebauung 

an der Siegstraße und der Bayerstraße sowie die westliche Grenze des Sportplatzes 
 
Die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist dem städtebaulichen Entwurf und der 
nachfolgenden Karrte zu entnehmen. 
 
 

 
Karte Geltungsbereich 
 
 
2. Planungsanlass 
 
Die Firma Areecon GmbH aus Troisdorf als Vorhabenträger plant im nordöstlichen Bereich 
der Bayerstraße auf einer ca. 0,4 ha großen Teilfläche des Änderungs- und 
Erweiterungsgebietes des Bebauungsplanes die Realisierung von insgesamt drei 
Wohngebäuden mit zusammen ca. 30 Wohneinheiten. Der 1. Bauschnitt soll das Gelände 
des ehemaligen Regenklärbeckens, der 2. Bauabschnitt den Parkplatz des Sportplatzes 
umfassen.  
 
Daneben soll das Gelände des Sportlerheimes des TuS Germania Hersel 1910 e.V. sowie 
bisher unbebaute Privatgrundstücke angebotsorientiert mit in den Erweiterungs- und 
Änderungsbereich eingezogen werden.  
 
Mit der vorgesehenen Innenentwicklung teilweise brachliegender Flächen kann der Ortsteil 
Hersel an dieser Stelle nach den Vorstellungen des rechtskräftigen Flächennutzungsplanes 
(FNP) der Stadt Bornheim sinnvoll abgerundet werden. Die Versiegelung von Freiflächen im 
Außenbereich wird  dadurch sinnvoll reduziert. 
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Der im Überschwemmungsgebiet des Rheines und im Landschaftsschutzgebiet liegende 
Sportplatz soll aufgrund der Planungen der Stadt Bornheim verlagert werden. An dessen 
Stelle soll eine öffentliche Grünfläche als extensiv gestaltete Parkanlage entstehen, die auch 
als Ersatzstandort für die auf dem o.g. Parkplatz stattfindenden Veranstaltungen und Feste 
dienen soll. Die Bayerstraße soll endgültig ausgebaut werden.  
 
Da kein geeignetes Planungsrecht gegeben ist, muss nach den Vorstellungen der Stadt 
Bornheim der bestehende Bebauungsplan Bornheim Nr. 206 erweitert und geändert werden. 
Die Erarbeitung der Kartengrundlage, der Entwurfsplanung für den Ausbau der Bayerstraße, 
des Bebauungsplanes und der erforderlichen Fachgutachten werden vom Vorhabenträger 
übernommen. 
 
 
3. Planungsrechtliche Situation 
 
Im Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, Teilabschnitt Region Bonn/Rhein-Sieg ist 
der zur Bebauung vorgesehene Bereich des Plangebietes als Allgemeiner Siedlungsbereich 
(ASB) dargestellt. Der Sportplatz liegt im allgemeinen Freiraum und Agrarbereich und wird 
überlagert durch Flächen zum Schutz der Landschaft und der landschaftsorientierten 
Erholung sowie von einem regionalen Grünzug. Die Planung widerspricht damit nicht den 
Zielen der Raumordnung und Landesplanung. 
 
Der rechtsgültige FNP der Stadt Bornheim stellt für das Plangebiet überwiegend 
Wohnbaufläche dar. Der Sportplatz ist bereits als Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Parkanlage aufgenommen worden. Östlich an das Sportplatzgelände schließen sich 
Freiflächen an, auf denen laut den Darstellungen des FNP Ausgleichsmaßnahmen 
angeordnet werden sollen. Die Änderung und Erweiterung des Bebauungsplanes kann laut 
den Vorgaben des FNP aus ihm entwickelt werden. 
 
Das Plangebiet liegt überwiegend im Bereich des seit dem 13.10.1972 rechtskräftigen 
Bebauungsplanes Bornheim Nr. 206. Für das Plangebiet setzt die Planzeichnung des 
Bebauungsplanes im wesentlichen folgendes fest: Teile des Sportplatzes sind als 
Grünflächen nachrichtlich festgesetzt worden. Die Bayerstraße und die Siegstraße wurden in 
einem Ausbauquerschnitt von 10,5 Metern vorgegeben. Der Parkplatz des Sportplatzes, das 
Regenklärbecken und ein anliegendes Privatgrundstück sind als Fläche für die Beseitigung 
von Abwasser aufgenommen worden. Das Eckgrundstück Bayerstraße/ Siegstraße wurde 
als Baugrundstück für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung Sportheim festgesetzt. 
Die bestehende Wohnbebauung wurde als allgemeines Wohngebiet mit 1 bis 2 
Vollgeschossen, einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 und einer Geschossflächenzahl 
(GFZ) von 0,5 bzw. 0,8 je nach der Anzahl der zulässigen Vollgeschosse fixiert. Es gilt die 
offene Bauweise. Hinter dem Gelände des Sportheimes sollte ein Spielplatz mit Zuwegung 
aus Richtung der Straße Weingarten realisiert werden. 
 
Im Geltungsbereich des rechtskräftigen Landschaftsplanes Nr. 2 des Rhein- Sieg- Kreises 
liegt innerhalb des Plangebietes nur der Sportplatz. Alle übrigen Flächen werden dem 
Innenbereich zugeordnet. In der Entwicklungskarte ist als Entwicklungsziel 1b „Erhaltung 
prägender Landschaftsteile sowie Anreicherung und ökologische Aufwertung mit naturnahen 
Lebensräumen und gliedernden und belebenden Elementen“ enthalten. In der 
Festsetzungskarte liegt der Sportplatz innerhalb des Landschaftsschutzgebietes und wird 
von geschützten Landschaftsbestandteilen umgeben. Östlich daran anschließend ist ein 
Bereich festgesetzt, der zur Anlage oder Wiederherstellung naturnaher Lebensräume 
vorgesehen ist. Die Bebauungsplan- Änderung und - Erweiterung widerspricht auch nicht 
den Zielen und Festsetzungen des Landschaftsplanes. 
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4. Städtebauliche Situation 
 
Die nähere Umgebung des Plangebiets wird durch die Einfamilienhausbebauung am 
Weingarten, das Gelände des historischen Bayerhofes, Lagerplätze für Boote und ansonsten 
durch den Rhein mit seinen Inseln und Seitenarmen bestimmt. 
 
Das Plangebiet liegt topographisch gesehen unterhalb der Ufer- Terrasse, auf dem sich das 
ehemalige Straßendorf Hersel im Bereich der Rheinstraße entwickelt hat. Der 
Höhenunterschied zwischen der Bayerstraße parallel zum Sportplatz und der Bebauung 
Weingarten kann mit ca. 8 bis 10 Metern angegeben werden. 
 
Der bebaute Bereich des Plangebietes wird überwiegend von der Wohnnutzung 
eingenommen. An der Siegstraße besteht das Sportlerheim des TuS Germania Hersel 1910 
e.V. sowie das Bootshaus des Herseler Wassersport- Vereins 1930 e. V. mit 
gastronomischer Einrichtung im Eckbereich der Bayerstraße. Als Gebietseinstufung ist daher 
von einem allgemeinen Wohngebiet (WA) auszugehen. 
 
Die Geschossigkeit der bestehenden Bebauung bewegt sich im Bereich bis zu 2 
Vollgeschossen mit ausgebautem Dach. Bei der Bebauung gegenüber dem Sportplatz ist zu 
berücksichtigen, dass diese über Stützwände und Sockel ca. 1 bis 3 Meter über dem 
Straßenniveau liegt. Dadurch wirkt die Bebauung dominanter, als dies eine reine Bewertung 
nach der Zahl der Vollgeschosse erlauben würde. 
 
Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Bayerstraße und die 
Siegstraße zur Rheinstraße. Von dort aus bestehen über verschiedene Querstraßen 
Anbindungsmöglichkeiten zur Elbestraße (L 300). Über die Roisdorfer Straße (L 118) ist die 
Anschlussstelle an die A 555 in wenigen Fahrminuten zu erreichen. 
 
Das ehemalige Regenklärbecken wird durch technische Einrichtungen (Gebäude, 
Betonbecken etc.), verwilderte Wiesenflächen und durch Gehölze (Bäume und Sträucher) 
bestandene, bis zu ca. 6 Metern hohe Böschungen geprägt. 
Der Sportplatz ist als Hartplatz ausgeführt und wird durch hohe Pappeln eingerahmt. Der 
anliegende Parkplatz ist als Schotterfläche ausgebildet. 
Neben den Gärten der Wohnbebauung sind auch die Freiflächen des Sportlerheimes 
gärtnerisch gestaltet. Östlich neben dem Gebäude Bayerstraße 61 liegt ein Kleingarten. 
 
Die soziale Infrastruktur in Form von Kinderspielplätzen, Kindertageseinrichtungen, 
Grundschule und weiterführenden Schulen (Ursulinenschule) sind in der Ortschaft Hersel 
bereits vorhanden und werden durch die Neubebauung gestärkt. 
 
Lebensmittelmärkte befinden sich im Kreuzungsbereich der Elbestraße (L 333) mit der 
Roisdorfer Straße (L 118). Vor allem an der Rheinstraße bestehen diverse 
Dienstleistungsangebote für den kurz- und mittelfristigen Bedarf und einige gastronomische 
Betriebe. 
 
 
5. Ziel und Zweck der Planung 
 
Der bestehende Bebauungsplan Bornheim Nr. 206 wird erweitert und geändert, um eine 
geordnete städtebauliche Entwicklung im Einklang mit den übergeordneten Planungen 
(Regionalplan, FNP, Landschaftsplan) zu gewährleisten. Ziel der Änderung und Erweiterung  
des Bebauungsplanes ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
vorhabenbezogene Errichtung von drei Wohngebäuden mit ca. 30 Wohneinheiten in 2 
Bauabschnitten. Desweiteren ist die angebotsorientierte Abrundung von 
Wohnbaugrundstücken, die Nachnutzung des Sportplatzes als extensive Parkanlage und 
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Festplatz sowie der Ausbau der Bayerstraße als Anliegerstraße mit verkehrsberuhigtem 
Charakter Ziele der Planung. 
 
Die ausgewiesenen Bauflächen sollen insbesondere der Deckung des kurz- bis 
mittelfristigen Wohnbedarfs für Eigenheime sowie Eigentums- und Mietwohnungen dienen. 
Dabei werden die Voraussetzungen für die Errichtung einer an den heutigen 
Wohnbedürfnissen orientierten Wohnbebauung geschaffen. Dazu gehört auch im Sinne des 
Klimaschutzes die Schaffung der städtebaulichen Rahmenbedingungen für die Nutzung 
erneuerbarer Energien. Es sind zum derzeitigen Zeitpunkt folgende Maßnahmen 
vorgesehen:  
 
 Günstige Ausrichtung der Wohngebäude nach Süden zur passiven Speicherung der 

Sonnenenergie 
 Einhaltung der Vorgaben der neuen ENEV 2012 
 
Im weiteren Verfahren soll ein Energieberater im Auftrag des Vorhabenträgers innovative 
Energiekonzept prüfen, die auch über die Vorgaben der ENEV 2012 hinausgehen können.  
 
 
6. Städtebauliches Konzept 
 
Der bestehende Sportplatz nördlich der Bayerstraße soll zugunsten eines Ersatzstandortes 
im Bereich des Herseler Friedhofes westlich der L 333 aufgegeben werden. Die Aufgabe der 
Anlage am Rheinufer ist sinnvoll, da der Unterhaltsaufwand durch die Lage im 
Überschwemmungsgebiet des Rheines vergleichsweise hoch ist und die Anlage im 
Landschaftsschutzgebiet liegt. Störungen durch den Sportbetrieb selbst und die erzeugten 
Verkehre von Sportlern und Besuchern auch in den Abendstunden und am Wochenende 
werden daher entfallen. 
Der Sportplatz soll als extensiv genutzte Parkanlage umgestaltet werden. Die 
Veranstaltungen und Feste, die derzeit noch auf dem Parkplatz südlich der Bayerstraße 
stattfinden, können zukünftig auf dem Gelände des Sportplatzes ausgerichtet werden. Im 
Zuge der weiteren Planung wird geprüft, inwiefern die durch die vorliegende Bebauungsplan- 
Änderung und – Erweiterung ausgelösten Eingriffe in Natur und Landschaft auf der 
Sportplatzfläche ausgeglichen werden können. 
 
In einem 1. Bauabschnitt plant der Vorhabenträger auf den Gelände des ehemaligen 
Regenklärbeckens die Errichtung von zwei 2- geschossigen Wohngebäuden mit 
Staffelgeschoss. In den beiden Gebäuden sind zusammen ca. 20 Wohneinheiten 
vorgesehen. Die fußläufige Erschließung der Gebäude ist von Süden geplant. Der ruhende 
Verkehr wird in einer Tiefgarage/  Garagengeschoss untergebracht. Die Einfahrt liegt an der 
Bayerstraße. Es werden pro Wohnung 1,5 Stellplätze errichtet. Zusätzlich sind ca. 6 
Besucherstellplätze geplant, die mit in die Garagenanlage integriert werden. Durch diese 
Anordnung kann erreicht werden, dass die gesamte Wohnanlage autofrei gestaltet und eine 
Verlagerung von Parksuchverkehren in das Wohnumfeld vermieden wird. 
 
In einem 2. Bauabschnitt ist nach Verlagerung des Sportplatzes und die Umgestaltung als 
extensive Parkanlage vorgesehen, den bestehenden Parkplatz zu überplanen. Es ist vom 
Vorhabenträger beabsichtigt, ein drittes  Haus vergleichbar mit den beiden o.g. Gebäuden zu 
errichten. Dort sind ca. 10 Wohneinheiten vorgesehen. Für den ruhenden Verkehr gelten die 
o.g. Aussagen sinngemäß (15 Stellplätze für Bewohner, 3 Besucherstellplätze in eigener 
Tiefgarage/ Garagengeschoss). 
 
Aufgrund des Baues der Garagengeschosse/ Tiefgaragen und den notwendigen 
Geländebewegungen müssen alle Gehölze im Bereich des ehemaligen Regenklärbeckens 
beseitigt werden. Nach Realisierung der Hochbauten werden neue, attraktive Freianlagen in 
einem autofreien Wohnumfeld hergestellt. 
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Als Angebot an eine mögliche Neubebauung, die selbstverständlich im Ermessen der 
jeweiligen Grundstückseigentümer liegt, ist vorgesehen, im Bereich des Sportlerheimes 2 
Baugrundstücke und östlich neben der bestehenden Bebauung Bayerstraße 61 ebenfalls ein 
Baugrundstück auszuweisen. Alternativ ist im Bereich des Sportlerheimes auch ein 
Baukörper mit 2 Vollgeschossen und ausgebautem Dach mit Miet- oder 
Eigentumswohnungen denkbar. Dafür besteht noch kein konkreter Hochbauentwurf, so dass 
die Anzahl der Wohneinheiten noch offen ist. 
 
Zur Beseitigung des provisorischen Charakters der Bayerstraße soll diese zwischen dem 
bestehenden Kreisverkehrsplatz und der Siegstraße umgestaltet werden. Die Verkehrsfläche 
der Bayerstraße wird auf Bereiche mit vorhandener und geplanter Bebauung erweitert. Es ist 
eine Straßenaufteilung im Trennsystem mit einem 2 Meter breiten Fußweg, einer 5,05 Meter 
breiten Fahrbahn und einem 0,5 Meter breiten Sicherheitsstreifen vorgesehen. Auf der 
Fahrbahn kann abschnittsweise geparkt werden. Am Ende der Bayerstraße ist eine 
Wendeanlage mit einem Außenradius von 9 Metern vorgesehen. Die Finanzierung des 
Ausbaues der Bayerstraße ist über Anliegerbeiträge beabsichtigt. 
 
Die Anschlussmöglichkeiten an die technische Infrastruktur werden im Zuge des frühzeitigen 
Beteiligungsverfahrens bei den jeweiligen Versorgungsträgern abgefragt. Aufgrund der 
bestehenden Bebauung ist grundsätzlich von einer gesicherten Erschließung auszugehen. 
 
 
7. Natur- und Landschaft 
 
Als Eingriffe in die Natur und Landschaft sind die geplanten Bauflächen und die Flächen für 
den Ausbau der vorhandenen Erschließungsanlagen anzusehen. Im weiteren Verfahren soll 
der ökologische Eingriff unter Beachtung von Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen mit 
einer Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung gemäß „vereinfachten Verfahren“ (Arbeitshilfe für die 
Bauleitplanung) bewertet werden. Dabei ist auch das bestehende Planungsrecht in Form des 
Bebauungsplanes Bornheim Nr. 206 zu berücksichtigen, da dieser Eingriff nach § 1a (3) Satz 
5 BauGB bereits so gewertet wird, als wäre er erfolgt oder zulässig. Soweit möglich ist dann 
eine Kompensation bzw. Minderung des ökologischen Eingriffes innerhalb des Plangebietes 
vorgesehen. Dazu soll insbesondere der Rückbau des bestehenden Sportplatzes durch 
Umnutzung als extensive Parkanlage und in einer Teilfläche als Festplatz dienen. 
 
 
8. Umweltbelange 
 
Die nachfolgenden Ausführungen wurden von der Landschaftsarchitektin Frau Steffen- 
Marquardt aus Bonn erarbeitet. 
 
Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens werden die umweltbezogenen Auswirkungen auf die 
von der Planung berührten Schutzgüter dargestellt und bewertet. Die wesentlichen derzeit 
bekannten Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter sind im Folgenden kurz dargestellt. 
Es wird davon ausgegangen, dass im Rahmen des sogenannten Scopings nach § 4 (1) 
BauGB von den für die Umweltbelange zuständigen Fachdienststellen weitere Informationen 
für die Umweltprüfung zur Verfügung gestellt werden. Im weiteren Bauleitplanverfahren 
werden in einem Umweltbericht alle Belange des Umwelt-, Natur- und Artenschutzes 
detailliert dargestellt. 
 
 
Schutzgut Mensch 
 
Die Fläche des ehemaligen Regenklärbeckens ist eingezäunt und nicht als Freiraum 
allgemein zugänglich. Die vorhandenen Gärten werden als private Freiräume genutzt. Der 
Sportplatz hat dagegen eine Bedeutung als öffentlicher Freiraum und für die Befriedigung 
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wohnungsnaher Erholungsansprüche. Nach Verlegung des Sportplatzes bleibt diese 
Funktion an anderer Stelle erhalten. Der derzeitige Sportplatz soll als Grünfläche umgestaltet 
werden, sodass mittelfristig der bedeutende Naherholungsbereich entlang des Rheines 
aufgewertet werden wird. Zwischen den geplanten Gebäuden sollen im Rahmen des 
Bauprojektes Grün- und Freiräume für die Anwohner entstehen. 
 
Von der Nutzung des Sportplatzes einschließlich dem Zu- und Abgangsverkehr gehen 
Geräusche aus, die Konflikte mit der geplanten Wohnbebauung verursachen können. Je 
nach Zeitpunkt der Sportplatzverlagerung wird es erforderlich, für die Errichtung des 1. 
Bauabschnitts ein Lärmgutachten zu erarbeiten, in dem geprüft wird, ob die vorgegebenen 
Immissionsrichtwerte der 18. BImSchV – SportanlagenlärmschutzVO- überschritten werden 
und welche Maßnahmen ggf. festgesetzt werden müssen. Dieses wird im 
Baugenehmigungsverfahren abschließend geklärt. 
 
Aufgrund der Lage der Tiefgaragenzu- und -ausfahrt an der Bayerstraße sind keine 
wesentlichen Beeinträchtigungen des Wohnumfeldes durch an und abfahrenden Verkehr zu 
erwarten. Temporär ist während der Abriss- und Bauarbeiten mit erhöhten Lärm- und 
Staubbelastungen zu rechnen. 
 
 
Schutzgut Landschaft, Pflanzen, Tiere 
 
Das Plangebiet wird großflächig von den befestigten Flächen des Sportplatzes und des 
Parkplatzes sowie der Bayerstraße und dem Sportlerheim mit seinen asphaltierten 
Vorflächen geprägt. Das eingezäunte Grundstück der Kläranlage wird von technischen 
Einrichtungen wie Betriebsgebäude, Betonbecken und Zufahrt eingenommen und von einer 
Rasenfläche umgeben. Auf der angrenzenden Fläche entwickelte sich nach 
Nutzungsaufgabe und Abriss eines Gebäudes eine Brache mit aufkommenden 
Robiniengebüschen. Die Hangkante ist von einzelnen größeren Robinien und Pappeln sowie 
Gebüschen mit Bergahorn, Hasel, Hainbuchen u.a. bewachsen. Auf dem Wall zwischen 
Kläranlage und Parkplatz sowie an der Bayer stehen ebenfalls große Pappeln und Robinien. 
 
Von Pappeln gesäumt ist auch die Westseite des Sportplatzes. An der Bayerstraße stehen 
außerdem zwei Linden.  
 
Die Gärten sind überwiegend intensiv genutzt und relativ strukturarm. 
 
Es ist beabsichtigt, den Gehölzbestand am Sportplatz und an der Terrassenkante so weit wie 
möglich zu erhalten. Zu berücksichtigen sind der Zustand und die Bruchgefahr der 
überwiegend vorkommenden Pappeln und Robinien. 
 
Aufgrund seiner geschützten Lage hinter der Terrassenkante ist das Plangebiet nur von 
Norden aus einsehbar. Trotz der weitgehend erforderlichen Entfernung der vorhandenen 
Gehölze auf dem Grundstück der Kläranlage ist nicht mit einer Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes zu rechnen, da nur eine zweigeschossige Bebauung mit Staffelgeschoß 
sowie eine Bepflanzung der Grundstücke geplant sind. 
 
Nach einer ersten Artenschutzfachlichen Kurzeinschätzung ist zu vermuten, dass aufgrund 
der Lage des Plangebietes am Rheinufer, in Verbindung mit altem Baumbestand und 
abzureißenden Gebäuden, sog. „planungsrelevante Arten“ von der Planung betroffen sind. 
Es ist nicht auszuschließen, dass im Plangebiet als Brutvögel Kleinspecht, Mehlschwalbe, 
Rauchschwalbe sowie an zusätzlichen, regional gefährdeten Brutvogelarten Fitis, 
Haussperling und Klappergrasmücke vorkommen und Fledermäuse das Plangebiet 
besiedeln (zumindest Tagesquartiere, evtl. auch Wochenstuben und Winterquartiere).  
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Im weiteren Verfahren wird abgestimmt, in welchem Umfang Erfassungen der Fledermäuse 
und Brutvögel notwendig sind, um festzustellen, welche Fledermaus- und Vogelarten in 
welchem Umfang tatsächlich betroffen und ob bzw. welche vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen erforderlich sind. 
 
Die Sportplatzfläche liegt im Landschaftsschutzgebiet. Die nördlich und westlich 
angrenzenden Flächen sind als geschützter Landschaftsbestandteil 2.4.2-32 „Rheinufer“ 
festgesetzt. 
 
Das FFH- Gebiet DE-4405-301 „Rhein-Fischzonen zwischen Emmerich und Bad Honnef“ 
befindet sich in einem Abstand von weniger als 300 m vom Plangebiet. Das FFH- Gebiet 
wurde zum Schutz verschiedener Fischarten sowie zum Schutz des Lebensraumtyps „Flüsse 
mit Schlammbänken mit einjähriger Vegetation“ ausgewiesen. Voraussichtlich sind keine 
erheblichen Auswirkungen auf die Schutz- und Erhaltungsziele des FFH- Gebietes zu 
erwarten. Erforderliche Angaben zur Prüfung der FFH- Verträglichkeit des Vorhabens 
werden im weiteren Verfahren abgestimmt. 
 
Kartierte Biotope sind im Plangebiet nicht vorhanden. Der angrenzende, im Biotopkataster 
des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LANUV) unter BK 5208-
201 „Linkes Rheinufer zwischen Uedorf und Mondorfer Fähre“ als schützenswertes Biotop 
verzeichnete Bereich wird durch die Planung nicht berührt. 
 
 
Schutzgut Boden 
 
Insgesamt ist die Vorbelastung des Bodens aufgrund des hohen Anteils an befestigten bzw. 
überbauten Flächen hoch. Konkrete Hinweise auf Bodenbelastungen liegen für das 
Plangebiet nicht vor.  
 
 
Schutzgut Wasser 
 
Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden. Das Betonbecken der Kläranlage 
ist ohne Wasser. 
 
Das gesetzliche Überschwemmungsgebiet des Rheines umfasst den Bereich des 
Sportplatzes. Bei einem 100- jährlichen Hochwasser wird die unterhalb der Terrassenkante 
gelegene Fläche überflutet.  
 
Das Grundwasservorkommen ist sehr ergiebig. Der Grundwasserflurabstand ist abhängig 
vom Wasserstand des Rheines und kann daher im Plangebiet bei Rheinhochwasser sehr 
hoch sein. Die Auswirkungen der geplanten Errichtung der Tiefgaragen werden im Weiteren 
untersucht. 
 
Gemäß § 51a Landeswassergesetz (LWG) besteht für Grundstücke, die ab dem 01.01.1996 
erstmals bebaut bzw. befestigt werden, grundsätzlich eine Verpflichtung zur Versickerung 
des unbelasteten Niederschlagswassers oder der ortsnahen Einleitung in ein Gewässer, 
soweit dieses schadlos möglich ist. Ob eine solche Versickerung bzw. Einleitung aufgrund 
der im Plangebiet vorhandenen Boden- und Wasserverhältnisse möglich ist, wird im weiteren 
Verfahren geprüft. 
 
Das Plangebiet liegt außerhalb einer Wasserschutzzone. 
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Schutzgut Klima und Luft 
 
Das Klima des Plangebietes wird von der Nähe zum Rhein bestimmt, der eine bedeutende 
Funktion als Luftleitbahn hat. Da deren randliche Verkleinerung durch die geplante 
Bebauung relativ gering ist, sind keine wesentlichen Beeinträchtigungen zu erwarten. Durch 
die geplante Umwandlung des befestigten Sportplatzes in eine Grünfläche ist insgesamt von 
einer Verbesserung der lokalklimatischen Situation auszugehen. 
 
Eine relevante erhöhte Belastung mit Luftschadstoffen aus dem geringfügig zunehmenden 
Individualverkehr und Hausbrand ist nicht zu erwarten. Durch die Verlagerung des 
Sportplatzes werden der Pkw- Verkehr und die dadurch verursachten Emissionen deutlich 
geringer werden. 
 
 
Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
 
Im Plangebiet sind keine Baudenkmale vorhanden. Archäologische Funde sind nicht 
bekannt. 
 
Im Umfeld des historischen Bayerhofs südöstlich des Plangebietes wurden 
merowingerzeitliche Gräber sowie römische und mittelalterliche Keramik gefunden. 
 
 
Aufgestellt: 
 
Köln, den 21.10.2011 
 
H+B Stadtplanung Dieter Beele und Stefan Haase GbR 
Dillenburger Straße 75 
51105 Köln 
 
gez. Stefan Haase 
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften  09.11.2011
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 459/2011-9

    Stand 11.10.2011
 
Betreff 
 

Vorstellung der Vorentwurfsplanung zum Ausbau der Friedrichstraße in 
Roisdorf 

 
Beschlussentwurf:
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 

1. nimmt Kenntnis von der Vorentwurfsplanung zum Straßenausbau Friedrichstraße in 
Roisdorf und 

2. beauftragt den Bürgermeister, 
2.1 eine Anliegerversammlung durchzuführen und dem Ausschuss über die Ergebnis-

se zu berichten, 
2.2 die notwendigen Grundstücksgeschäfte abzuschließen. 

 
Sachverhalt:
Die Friedrichstraße dient im Straßennetz der Ortschaft Roisdorf als Sammelstraße und 
nimmt die Buslinie 633 auf. 
Im Abschnitt zwischen Haus Nr. 37 und Brunnenallee erfordert der schlechte Straßenzu-
stand kurzfristige Erneuerungsmaßnahmen. Straßenunterhaltungsmaßnahmen greifen nicht 
mehr. Die Straßenbaumaßnahme wurde deshalb 2005 in das städtische Straßenbaupro-
gramm und die mittelfristige Finanzplanung aufgenommen. Der Ausbau der Friedrichstraße 
ist nach aktueller Finanzplanung ab 2012 vorgesehen. 
 
Das Abwasserwerk plant ebenfalls eine kurzfristige Erneuerung des Abwasserkanals. Aus 
wirtschaftlichen, technischen und verkehrlichen Gründen wird eine gemeinsame Ausschrei-
bung und Abwicklung der Kanal- und Straßenbauarbeiten angestrebt. 
 
Die beiden Varianten der Straßen-Vorentwurfsplanung, die den Abschnitt zwischen Haus 37 
und Brunnenallee überplanen, sollen nun erstmalig vorgestellt werden. 
 
In die Planung übernommen wurden bestehende Regelungen, die sich in der Friedrichstraße 
bewährt haben. Beispielsweise die Regelung des ruhenden Verkehrs in Verbindung mit dem 
wechselseitigen Parken und die Querungsmöglichkeiten für Fußgänger. 
 
Beide Planungsvarianten sehen grundsätzlich eine Trennung von Fahrbahn und Gehweg 
durch hohe Borde vor und berücksichtigen u.a. auch die Belange des ÖPNV. 
Durch Anlage wechselseitiger Längsparkstände (teilweise in Kombination mit Grünflächen) 
soll die Fahrgeschwindigkeit verringert werden. 
An den Einmündungen Neußer Straße, Aachener Str./Mühlenbacher Str. und vor der Grund-
schule sehen die Varianten unterschiedliche Querungsmöglichkeiten für Fußgänger vor: In 
Variante C durch Anhebung der Fahrbahn bis auf wenige Zentimeter unter Gehwegniveau; in 
Variante E durch Anlage von Fußgängerüberwegen an der Neußer Str. und vor der Grund-
schule sowie Aufweitung des Gehwegs bzw. Fahrbahneinengung an der Aachener Straße. 
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Grundsätzlich möglich wäre auch eine Kombination beider Planungsvarianten: z.B. Fußgän-
gerüberwege an Neußer Straße und Grundschule sowie Fahrbahnanhebung an der Einmün-
dung Aachener Straße. 
 
Die Befestigung der Fahrbahn ist in Asphaltbauweise, die der Gehwege in Pflasterbauweise 
geplant. 
 
Im Zusammenhang mit dem Straßenbau soll auch die Straßenbeleuchtungsanlage erneuert 
werden. 
 
Bei der Planung wurde beachtet, dass die beiden vorhandenen Querungshilfen vor der 
Grundschule und vor Haus Nr. 5 über Fördermittel finanziert wurden und deren Zweckbin-
dungsfrist noch bis 2020 läuft. Entsprechend dem Förderzweck (Schulwegsicherung, Ge-
schwindigkeitsreduzierung) sind o.g. Ersatzmaßnahmen geplant, so dass eine Rückzahlung 
von Fördermitteln i.d.R. nicht zu befürchten ist. Die Förderstelle ist aber noch über die Pla-
nung zu informieren. 
 
Die im städtischen Besitz stehenden Verkehrsflächen genügen zur Umsetzung der Planung. 
Zusätzlicher Grunderwerb ist nicht nötig. Nicht genutzte Teilflächen der öffentliche Fläche 
könnten ggf. sogar veräußert werden. 
 
Die Gesamtkosten der Straßenbaumaßnahme einschließlich Erneuerung der Straßenbe-
leuchtung werden aktuell auf ca. 880.000 € geschätzt, die entsprechend der Satzung teilwei-
se über Straßenbaubeiträge refinanziert werden sollen. 
 
Die Lagepläne der Planungsvarianten liegen bei. Die Vorentwurfsplanung wird in der Sitzung 
vom Ingenieurbüro Kleinfeld vorgestellt. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
s. Sachverhalt 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Lagepläne der Varianten C und E 
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 09.11.2011
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 470/2011-9

    Stand 19.10.2011
 
Betreff Riss-Sanierung / Beseitigung von Winterschäden auf den Gemeindestraßen 
 
Beschlussentwurf:
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften nimmt Kenntnis vor den Ausfüh-
rungen des Bürgermeisters und beauftragt den Bürgermeister, 
 
1. zur Substanz- und Werterhaltung die Beseitigung der Straßenschäden auf den Stra-

ßen und Straßenabschnitten, deren Zustandsklasse das Merkmal L, M oder K auf-
weisen, gemäß den Empfehlungen des Risssanierungskonzeptes mit Bezug auf die 
E EMI 2003 (Empfehlungen für das Erhaltungsmanagement von Innerortsstraßen) 
stufenweise umzusetzen und  

2. die für die Finanzierung der Leistungen erforderlichen Finanzmittel bei künftigen 
Haushaltsplanberatungen zu berücksichtigen, 

 
Sachverhalt:
Infolge der Witterungseinflüsse der vergangenen Winterperioden haben sich im Ortsstraßen-
netz des gesamten Stadtgebietes Bornheim vermehrt Schäden infolge häufiger Frosteinwir-
kungen aufgezeigt, die sowohl als lineare Risse als auch als flächenhafte Netzrisse sichtbar 
werden. Stellenweise ist es bereits zu Abplatzungen und Bildung von Schlaglöchern ge-
kommen. Sich daraus bildende Gefahrstellen wurden bzw. werden im Zuge der Straßenun-
terhaltung im Rahmen der Pflichtaufgabenerfüllung des Straßenbaulastträgers durch den 
Stadtbetrieb Bornheim beseitigt. Diese Maßnahmen dienen ausschließlich der Gefahrenab-
wehr u. Gefahrstellenbeseitigung im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht der Kommune.  
 
Um einem weiteren Fortschreiten der o. a. Schäden auf den Gemeindestraßenstraßen, die 
noch einen guten Gebrauchswert aufweisen, entgegen zu wirken, hat der Bürgermeister ein 
Unternehmen für kommunale Dienstleistungen beauftragt, ein so genanntes „Risssanie-
rungskonzept“ zu erarbeiten, auf dessen Grundlage eine stufenweise und nachhaltige Besei-
tigung der Straßenschäden erfolgen soll. Die Maßnahmen dienen vornehmlich der Substanz- 
u. Werterhaltung sowie der Verbesserung der Verkehrssicherheit. 
 
Das Untersuchungsgebiet erstreckt sich in der 1. Untersuchungsstufe auf die verkehrswichti-
gen Gemeindestraßen des Stadtgebietes, auf denen sowohl Buslinien des ÖPNV als auch 
Schulbusse verkehren, analog der Straßen mit der Winterdienstpriorität 1. 
 
Die Umsetzung steht in Abhängigkeit der Witterung sowie der Finanzmittelverfügbarkeit. Es 
ist eine stufenweise Umsetzung, räumlich zusammengefasst nach Ortschaften, geplant. Die 
vorgesehenen Arbeiten können nur bei frostfreier und trockener Wetterlage über 5° Celsius 
ausgeführt werden. Die Umsetzung des vorliegenden Risssanierungskonzeptes der 1. Un-
tersuchungsstufe ist über einen Zeitraum von 2 bis 3 Jahren projektiert. 
 
Das Sanierungskonzept ist auszugsweise beigefügt (Anlagen) und wird bei Bedarf in der 
Sitzung durch einen Vertreter der Firma Jung, Kommunale Dienstleistungen, 53919 Wei-
lerswist erläutert. 

Ö  7

26/88



 
Der Bürgermeister weist im Sachzusammenhang auf die Sachverhaltsdarstellung der Vorla-
gen  052/2011-9 „Anfrage der SPD-Fraktion vom 18.01.2011 betr. Straßenschäden in der 
Stadt Bornheim“, 279/2011-9 „Anfrage der SPD-Fraktion vom 23.06.2011 betr. Reparatur 
von Straßenschäden“ hin.  
 
Finanzielle Auswirkungen 
Aufwendungen für die Grundlagenermittlung, Projektbetreuung, Ausschreibung, Vergabe 
und bauliche Umsetzung 
 
Im Teilergebnisplan 1.12.02 - Erhaltung Verkehrsanlagen u. Schulwegsicherung - sind unter 
Sachkonto 523200 die für die o. a. Leistungen anteilig berücksichtigt. Für das Haushaltsjahr 
2011 wurde für die o. a. Aufwendungen 100.000 Euro bereitgestellt. Die Verausgabung steht 
in zeitlicher Abhängigkeit der Ausschreibung sowie der baulichen Ausführung. 
 
Entsprechende Ansätze werden bei den Haushaltsberatungen der Haushaltsjahre 2012-
2013 sowie in der mittelfristigen Finanzplanung bis 2016 berücksichtigt. Der Finanzbedarf 
wird auf jährlich ca. 170.000 Euro geschätzt. Die Gesamtkosten zur Umsetzung des o. a. 
Konzeptes der 1. Untersuchungsstufe werden auf rd. 520.000€uro geschätzt. Eine Konkreti-
sierung des Finanzbedarfes ergibt sich jedoch erst in Abhängigkeit des Ergebnisses eines 
Ausschreibungsverfahrens.  
 
Folgekosten: - keine - 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
1 Erläuterungsbericht 
2 Planübersichten Ortschaften 
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Grundlagenermittlung für die Reparatur von Rissen  

 

in den Hauptverkehrsstraßen der Stadt Bornheim 

 

 

 

 

 

Bearbeitung: 
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53919 Weilerswist  
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1. Einführung 
 
Straßen sind unter den Einwirkungen von Klima und Verkehr Beanspruchungen 
ausgesetzt, die im Laufe der Zeit einen Ermüdungs- und Verschleißprozess einleiten. 
Langfristig führt dies zur Zerstörung der Straßen. 
Innerhalb von Ortschaften, wo die Verlegung von Ver- und Entsorgungsleitungen 
unvermeidlich ist, wird dieser Prozess durch die Straßenaufbrüche beschleunigt. 
 
Verschleiß und Zerstörung können durch rechtzeitige Maßnahmen der baulichen 
Unterhaltung zwar nicht zum Stillstand gebracht werden, jedoch verzögert sich der 
Prozess in der Regel beträchtlich, so dass Nutzungszeit und somit die 
Wirtschaftlichkeit der Straßen beträchtlich verlängert wird. 
 
 
1.1 Auftrag 

Die Stadt Bornheim erteilte am 18.05.2011 der Firma Michael Jung Kommunale 
Dienstleistungen den Auftrag, die Grundlagenermittlung für die Sanierung von Rissen 
in den Hauptverkehrsstraßen durchzuführen. In Abstimmung mit dem Tiefbauamt 
soll nach Präsentation der Ergebnisse eine Risssanierung durchgeführt werden. 

 

1.2 Aufgabenstellung 

Für die Beurteilung möglicher Sanierungsverfahren  müssen Informationen zum 
Straßenbestand und Straßenzustand vorhanden sein.  

Vom Tiefbauamt wurden uns die Straßenbestandsdaten übergeben, die im Zuge der 
Einführung des NKF erstellt wurden. Die Daten waren für die weitere Bearbeitung nur 
bedingt brauchbar.  

Des Weiteren wurde uns eine Straßenliste übergeben in der die verkehrsrelevanten 
Straßen, in denen eine Risssanierung durchgeführt werden soll aufgeführt sind. 
Hierbei handelt es sich n erster Linie um die Bus- und Streustrecken mit einer 
Gesamtlänge von ca. 58 km. 

Die gesammelte Daten und Auswertungen werden dem Auftraggeber sowohl in 
Digitaler- als auch in Papierform zur Verfügung gestellt. 
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2. Methodische Grundlagen 

Die Datenerfassung zur Beurteilung des Straßenzustandes wurde nach der 
Empfehlung für das Erhaltungsmanagement von Innerortsstraßen                           
kurz - E EMI 2003 – herausgegeben von der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen durchgeführt. Diese wird in den nachstehenden Abschnitten näher 
erläutert.  

2.1. E EMI 2003 

Der aktuelle bauliche Zustand von Verkehrsflächen bestimmt maßgeblich, ob und 
wann Erhaltungsmaßnahmen durchzuführen sind. Ein sinnvolles 
Erhaltungsmanagement ist ohne die Erfassung und Bewertung des baulichen 
Zustandes nicht durchführbar. 

2.2.      Bewertung des Oberflächenzustandes 

Die Zustandserfassung liefert Zustandsgrößen, die mit physikalischen Maßeinheiten 
versehen sind und zunächst nur wertneutrale Sachverhalte beschreibt. Für die 
weitere Verwendung müssen den Zustandsgrößen in einem Bewertungsvorgang 
Wertinhalte zugewiesen werden. Die Zustandsgrößen werden in Zustandswerte 
(1=sehr gut bis 5= sehr schlecht) umgewandelt. 

Die Zustandsbewertung erfolgt nach den nachstehen dargestellten 
Normierungsfunktionen. 
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Durch die Verknüpfung der Zustandswerte (Spurrinnentiefe und Allgemeine 
Unebenheiten) erhalten wir den Gebrauchswert der Straße, die die 
Befahrbarkeit/Begehbarkeit und Verkehrssicherheit kennzeichnet. 

Durch die Verknüpfung der an der Oberfläche von Verkehrsflächen erfassbaren 
Schäden und Mängel erhalten wir den Schadenswert. Hierzu wird folgende 
logarithmische Funktion mit der additiven Verknüpfung der einzelnen Merkmale 
verwendet. 

Si= 1,00 + 1,25 * ln (0,50 * ziR
2 + 0,25 * ziO

2 + 0,25 * ziF
2) 

Si     Schadenswert des Abschnitts i (1,0 < Si < 5,0) 

ZiR  Zustandswert des Merkmals Risse 

ZiO  Zustandswert des Merkmals Oberflächenschäden 

ZiF  Zustandswert des Merkmals Flickstellen 

 

2.3.  Zustandsreihung 

Als Ergebnis der Bewertung liegt für alle Straßenabschnitte der Gebrauchswert 
(schlechtester Zustandswert aus Unebenheit und Spurrinnen) und der Schadenswert 
vor. Für eine Bedarfsprognose müssen möglichst präzise Rückschlüsse auf die in 
Betracht kommende Maßnahme Arten und die Maßnahme Zeitpunkte gezogen 
werden. Dazu wird der Gebrauchswert mit dem Schadenswert verknüpft. Die 
Systematik für diese Verknüpfung zeigt die nachstehende Abbildung. 

Der Warnwert (Note 3,5) sollte Anlass geben, die Ursachen für die 
Zustandsverschlechterung zu analysieren und in naher Zukunft 
Erhaltungsmaßnahmen einzuplanen. 

Der Schwellenwert (Note 4,5) zeigt an, dass sofort Erhaltungsmaßnahmen 
erforderlich sind. 

Ein sehr schlechter Zustand (Note 5) sollte nicht vorkommen, tritt aber 
erfahrungsgemäß in der Praxis häufiger auf. 
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Die in der Abbildung bezeichneten alphanumerischen Zustandsklassen (U, V, K, M, L, 
S) grenzen sechs verschiedene Prioritätsstufen ab. 

Die Klasse S  verweist auf Straßen in einem sehr guten Zustand. 

Die Klasse L weist Straßen in einem guten Zustand aus. 

Die Klasse M steht für Straßen in einem mittelmäßigen Zustand. Instandsetzungs- 
oder Erneuerungsmaßnahmen sind mittelfristig einzuplanen. 

Die Klasse K verweist auf Straßenabschnitte deren Schadenswert Ko oder 
Gebrauchswert Ku im schlechten Zustandsbereich liegt. Aus Gründen der 
Verkehrssicheren oder Substanzsicherung werden kurzfristige Maßnahmen 
erforderlich. (innerhalb 5 Jahre) 

Die Klasse V verweist auf Straßenabschnitte, deren Schadenswert und 
Gebrauchswert im schlechten Zustandsbereich zwischen Warn und Schwellenwert 
liegt. Hier ist vordringliches Handeln geboten. (innerhalb von 2 Jahren) 

Die Klasse U enthält die Straßenabschnitte, deren Gebrauchs- und/oder 
Schadenswert schlechter ist als der Schwellenwert. Baulich Maßnahmen sind 
überfällig. 

Die auf die einzelnen Zustandsklassen abgestimmten Erhaltungsmaßnahmen sind im 
Detail abhängig von der Art der Verkehrsfläche, der Bauweise, der Dickenbemessung, 
der Verkehrsbelastung und der Funktion bzw. Bedeutung der Straße. 
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3. Ergebnis 

 

Bewertet wurden im gesamten Stadtgebiet 53 Straßenkilometer 

Davon wurden:  

3,2 km mit „S“ bewertet 

2,0 km mit „Lo“ bewertet 

1,4 km mit „Lu“ bewertet 

13,4 km mit „M“ bewertet 

2,6 km mit „Ku“ bewertet 

12,6 km mit „Ko“ bewertet 

4,9 km mit „V“ bewertet 

12,9 km mit „U“ bewertet 

 

Die genaue Bewertung mit einer entsprechenden Übersicht und Fotodokumentation ist den 
nachfolgenden Seiten zu entnehmen. 

Die örtliche Bestandsaufnahme hat gezeigt, dass eine reine Risssanierung nur in den 
wenigsten Straßen (Klasse L; Klasse M - bedingt -) durchgeführt werden kann. In den meisten 
Fällen sollte parallel eine Reparatur der Schadstellen erfolgen. 

In den Klassen Ko und Ku ist eine genauere Prüfung der Schadensmerkmale erforderlich. 
Auch in diesen Klassen besteht die Möglichkeit durch bauliche Unterhaltungsmaßnahmen 
wie zum Beispiel durch Beseitigung von Schadstellen und Rissen eine nachhaltige Nutzung 
der Verkehrsanlage zu gewährleisten. 

Umfangreiche Instandsetzungsarbeiten und Erneuerungen der Verkehrsanlagen sind 
hingegen in den Klasen V und U erforderlich.  

 

Fazit: 

Das Leitziel der Straßenunterhaltung muss in der Erhaltung eines Straßenzustandes 
bestehen, der dem Verkehrsteilnehmer die erforderliche Sicherheit bei minimalen 
gesamtwirtschaftlichen Kosten und höchstmöglicher Umweltverträglichkeit gewährleistet. 

Wir schlagen vor in den Schadensklassen L und M im Zuge der baulichen Unterhaltung die 
Risse und Schadstellen zu beseitigen. Ebenso sollte in der Klasse Ko verfahren werden, wenn 
abzusehen ist, dass in nächster Zeit keine Bautätigkeiten durchgeführt werden. Eine 
Reparatur dieser Flächen führt zu einer nachhaltigen Nutzung der Verkehrsanlage. 
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 09.11.2011
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 478/2011-9

    Stand 28.10.2011
 
Betreff Teilausbau der Rheindorfer Straße in Hersel 
 
Beschlussentwurf
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften  
 
1. nimmt Kenntnis vor den Ausführungen des Bürgermeisters, 
2. beschließt, vorbehaltlich der Beitragsfähigkeit als Erschließungsbeitragsab-

schnitt, den Minderausbau der Rheindorfer Straße im nördlichen Teilabschnitt ab 
Bayerstraße im Bebauungsplangebiet He 206,  

3. beauftragt den Bürgermeister  
 

3.1 mit der Planung des Vollausbaues der Erschließungsanlage Rheindorfer Straße 
(Kanal- u. Straßenausbau), 

3.2 mit der Berücksichtigung der Ausbaupriorität in der Fortschreibung des Kanal- 
und Straßenbauprogramms ab 2013, 

3.3 mit der Berücksichtigung der Finanzmittelbereitstellung bei den kommenden 
Haushaltsplanberatungen, 

3.4 den für den Minderausbau erforderlichen Flächenerwerb durchzuführen, 
3.5 dem Ausschuss den Straßenbauentwurf vorzustellen. 

 
Sachverhalt
Der zur Erörterung anstehende Streckenabschnitt Rheindorfer Straße, nördlich der Bayer-
straße, liegt im Plangebiet des rechtskräftigen Bebauungsplanes He206. Die im o. a. Bebau-
ungsplan in einer Regelprofilbreite von 8.75m festgesetzten Verkehrsflächen sind nicht aus-
gebaut. Innerhalb der Verkehrsflächenfestsetzung sind im Bestand lediglich ca. 1,50 m brei-
te, provisorisch befestigte Fußverbindungswege vorhanden. 
 
Die ordnungsgemäße Erschließung der angrenzenden Grundstücke ist nicht gegeben.  
 
Zur Sicherstellung der Erschließung der im 1. Streckenabschnitt angrenzenden Grundstücke 
ist es erforderlich, den Erschließungsabschnitt als Erschließungsanlage herzustellen. In An-
lehnung an den Straßenbauentwurf Rheindorfer Straße (südlich) empfiehlt der Bürgermeis-
ter, innerhalb der Verkehrsflächenfestsetzung des Bebauungsplanes He 206 auf eine Länge 
von rd. 110m einen Minderausbau auszuführen. Die Regelprofilbreite (Anlage 4) sollte 7,55m 
betragen. Der Teilausbau sollte als so genannte Sackgasse mit einseitigem Gehweg 
(2,00m), Fahrbahn (,05,m), Schrammbord (0,50m) sowie einer Wendeanlage für PKW erfol-
gen. Eine Weiterführung des o. a. Ausbauquerschnittes zu einem späteren Zeitpunkt unter 
Einbeziehung des ausgebautes Abschnittes ist damit, ohne weit reichende und mitunter kos-
tenintensive bauliche Änderungen vornehmen zu müssen, gegeben. Da der zum Ausbau 
vorgeschlagene Straßenabschnitt auf der Basis des vorgelegten Konzeptes (Vorentwurf) in 
Ermangelung einer großflächigen Wendeanlage für ein 3-achsiges Müllfahrzeug (Bemes-
sungsfahrzeug) nicht nutzbar sein wird,  muss an der Bayerstraße ein Müllsammelplatz ein-
gerichtet werden, ggf. außerhalb der Verkehrsflächenbegrenzung des Bebauungsplanes.  
Für den Ausbau ist es ferner erforderlich, die nicht im Eigentum der Stadt stehenden, jedoch 
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benötigten Grundstücksflächen zu erwerben, damit innerhalb dieser Flächen die Verkehrsan-
lage ausgebaut sowie alle Versorgungsleitungen verlegt werden können.  
 
Finanzielle Auswirkungen 
Bei erstmaliger Herstellung der Erschließungsanlage als Vollausbau gem. Sachverhaltsdar-
stellung  
Ausgaben: Die Kosten für Planung, Vermessung, Grunderwerb, Straßenbeleuchtung und 
Straßenvollausbau inklusive Kanalbau (Abwasserwerk) werden auf rd. 200.000Euro ge-
schätzt. 
Einnahmen: Erschließungsbeiträge für die erstmalige Herstellung der Erschließungsanlage 
im Sinne der §§ 127 ff. des Baugesetzbuches (BauGB)  ca. 150.000 Euro 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
1 - Planübersichtsskizze   
2 - Übersichtskarte  
3 - Luftbild 
4 - Regelprofil  
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Rheindorfer Straße 

 

Datenrechte 

© Geobasisdaten: Land NRW, Bonn, 1962/2008 

Katasteramt Rhein-Sieg-Kreis, SU- 200925 

Daten der Stadt Bornheim: Eine Weitergabe an Dritte so wie die Veröffentlichung der Daten 

ist nur nach ausdrücklicher Zustimmung durch die Stadt Bornheim zulässig. 

Gebäude (aus ALK)

Gebäudeschraffur

Flurstücke (aus ALK)

Flurstücksgrenze
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 09.11.2011
Rat 17.11.2011
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 488/2011-7

    Stand 20.10.2011
 
Betreff 
 

Bebauungsplan Ro 15 in der Ortschaft Bornheim und Roisdorf; Beschluss zur 
Einleitung des Verfahrens zur 3. Änderung und Unterrichtung der 
Öffentlichkeit 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften: 
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften empfiehlt dem Rat, wie folgt zu 
beschließen:  

s. Beschlussentwurf Rat. 
Beschlussentwurf Rat: 
Der Rat beschließt, 
1. gemäß § 2 BauGB in Verbindung mit § 13a BauGB das Verfahren zur 3. Änderung des 

Bebauungsplanes Ro 15 in der Ortschaft Bornheim und Roisdorf einzuleiten. Das Plan-
gebiet liegt im Einmündungsbereich der Knippstraße in die Kartäuserstraße (s. Anlage). 
 

2. gemäß § 13a (3) BauGB auf die Durchführung einer frühzeitigen Bürgerbeteiligung zu 
verzichten und stattdessen bei der Bekanntmachung der Einleitung darauf hinzuweisen, 
dass sich die Öffentlichkeit innerhalb einer Frist von vier Wochen im Rathaus, Ge-
schäftsbereich 7.1 Stadtplanung, über die Allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die we-
sentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten kann.  

Sachverhalt
Die Jugendhilfe des Landschaftsverbandes Rheinland (LVR) betreibt seit Juli 2010 ein so 
genanntes Familienhaus im Alten Kloster an Secundastraße. Es bietet 16 stationäre oder 
teilstationäre Plätze, die sowohl von Kindern und Jugendlichen alleine als auch gemeinsam 
mit ihren Eltern genutzt werden können. Da das Alte Kloster von einem neuen Eigentümer 
erworben wurde und umgenutzt werden soll, benötigt die LVR-Jugendhilfe Rheinland kurz-
fristig einen neuen Standort für den Neubau des Familienhauses.  
Nach Abstimmungsgesprächen zwischen der Stadt Bornheim und dem LVR fiel die Wahl auf 
die städtischen Grundstücke am Einmündungsbereich Knippstraße in die Kartäuserstraße, 
als zukünftigen Standort für ein neues Familienhaus mit Garten und Stellplatzanlage.  
 
Der rechtkräftige Bebauungsplan Ro 15 setzt in dem Bereich des neuen Standorts größten-
teils eine Straßenverkehrsfläche und eine Grünfläche Spielplatz fest. Für die Ansiedlung des 
Projektes soll deshalb der Bebauungsplan geändert werden.  
Da der Bau des Familienhauses kurzfristig anberaumt ist und es sich um eine Innenentwick-
lung handelt, wird empfohlen, ein beschleunigtes Änderungsverfahren gemäß § 13 a BauGB 
durchzuführen und auf eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB sowie eine frühzeitige 
Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zu verzichten.  
Finanzielle Auswirkungen 
4.500 Euro 
Anlagen zum Sachverhalt 

1. Übersichtskarte 
2. Gestaltungsplan 
3. Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung 
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Stadt Bornheim 
 

Bebauungsplan Ro 15 
in den Ortschaften Bornheim und Roisdorf 

 
Darlegung der allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung 

gemäß §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB 
 
 
1. Lage des Plangebietes 
Das ca. 2.500 m² große Plangebiet liegt in der Ortschaft Bornheim und zu einem kleinen Teil 
in der Ortschaft Roisdorf im Bereich der Einmündung Knippstraße in die Kartäuserstraße. Es 
grenzt nördlich an das Hauptversorgungszentrums entlang der Königstraße, das durch Ein-
zelhandels-, Gewerbe- und Dienstleistungsnutzungen geprägt ist. In ca. 400 m Entfernung ist 
die Haltestelle „Bornheim Rathaus“ der Stadtbahnlinie 18 erreichbar.  
 
 
2. Planungsanlass 
Die Jugendhilfe des Landschaftsverbandes Rheinland (LVR) betreibt seit Juli 2010 ein so 
genanntes Familienhaus im Alten Kloster an Secundastraße. Es bietet 16 stationäre oder 
teilstationäre Plätze, die sowohl von Kindern und Jugendlichen alleine als auch gemeinsam 
mit ihren Eltern genutzt werden können. Da das Alte Kloster von einem neuen Eigentümer 
erworben wurde und umgenutzt werden soll, benötigt die LVR-Jugendhilfe Rheinland kurz-
fristig einen neuen Standort für den Neubau des Familienhauses.  
Nach Abstimmungsgesprächen zwischen der Stadt Bornheim und dem LVR fiel die Wahl auf 
die städtischen Grundstücke am Einmündungsbereich Knippstraße in die Kartäuserstraße 
als zukünftigen Standort für ein neues Familienhaus mit Garten und Stellplatzanlage.  
 
Der rechtskräftige Bebauungsplan Ro 15 setzt in dem Bereich des neuen Standorts größten-
teils eine Straßenverkehrsfläche und eine Grünfläche mit Zweckbestimmung Spielplatz fest. 
Für die Ansiedlung des Projektes soll deshalb der Bebauungsplan geändert werden.  
Da der Bau des Familienhauses kurzfristig anberaumt ist und es sich um eine Innenentwick-
lung handelt, wird ein beschleunigtes Änderungsverfahren gemäß § 13 a BauGB durchge-
führt und damit auf eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und eine frühzeitige Öffent-
lichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zu verzichtet.  
 
 
3. Planungsrechtliche Situation 
Der Flächennutzungsplan stellt für das Plangebiet eine Wohnbaufläche sowie Grünfläche 
Spielplatz dar. 
 
Der rechtskräftige Bebauungsplan Ro 15 setzt im Plangebiet derzeit Straßenverkehrsfläche, 
Wohnbaufläche sowie Grünfläche Spielplatz fest. Im Bereich des Standortes für das neue 
Familienhaus befindet sich größtenteils Straßenverkehrsfläche. Dort sollte ursprünglich die 
Kartäuserstraße entlang geführt werden.  

 

4. Städtebauliche Situation 

Die Flächen im Plangebiet sind derzeit unbebaut und von Bäumen und Sträuchern bewach-
sen.  
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Das im Bebauungsplan festgesetzte Teilstück der Kartäuserstraße wurde nicht gebaut. 
Stattdessen hat die Knippstraße mit dem westlichen Teil der Kartäuserstraße eine Verbin-
dung, die nicht planungsrechtlich gesichert ist. Die Kartäuserstraße ist dadurch in zwei Teile 
aufgeteilt. Der westliche Teil führt auf die Bonner Straße, der östliche Teil ist mit der 
Knippstraße und der Adenauerallee verbunden.  
 
 
5. Ziel und Zweck der Planung 
Der Bebauungsplan wird aufgestellt, um einen neuen Standort für das Familienhaus ein-
schließlich Stellplatzanlage und Garten planungsrechtlich zu sichern und die Straßenführung 
der Kartäuserstraße und Knippstraße neu zu regeln.   
 
Auf Grund der zentralen Lage am Hauptversorgungszentrum, der Nähe zur Haltestelle der 
Linie 18 sowie zum angrenzenden Spielplatz wird der Standort als geeignet für ein Familien-
haus bewertet.  
 
Weiterhin soll ein Baufeld für ein Wohnhaus zwischen Kartäuserstraße und Bonner Straße 
geschaffen werden, was mit der Neureglung der Straßenverkehrsfläche nun möglich wird.   
 
 
6.  Städtebauliches Konzept und Erschließung 
Im Plangebiet soll ein ca. 34 m langes und 11 m tiefes  Baufeld an der Kartäuserstraße für 
ein dreigeschossiges Gebäude sowie eine Stellplatzanlage für 10 Pkw entstehen. Gestalteri-
sche Festsetzungen sowie Grünfestsetzungen im zukünftigen Bebauungsplanentwurf sollen 
zur Auflockerung beitragen. Die Höhe des Gebäudes passt sich an die östlich angrenzende 
Bebauung entlang der Bonner Straße an.  
Auf Grund des in der Grünfläche Spielplatz liegenden Rückhaltebeckens kann das Gebäude 
nur am dargestellten Standort entstehen. Denn das Becken soll möglichst mit einem Abstand 
von 6 m nicht überbaut werden. Auch der derzeitige Einmündungsbereich der Knippstraße 
kann auf Grund des dort liegenden Mischwasserkanals und der Trinkwasserleitung nicht 
überbaut werden. Der unter dem zukünftigen Gebäude liegende Mischwasserkanal wird 
nicht genutzt und kann deshalb stillgelegt bzw. überbaut werden. Die Wasserleitung des 
nördlich angrenzenden Hauses Nr. 8 soll verlegt werden.  
Ein Teil der Grünfläche mit Zweckbestimmung Spielplatz wird der zukünftige Garten des 
Familienhauses. Der bisherige Spielplatz kann auf Grund seiner Größe um die Gartenfläche 
verkleinert werden.  
Die Erschließung des Familienhauses erfolgt über den westlichen Teil der Kartäuserstraße, 
der an die Bonner Straße anschließt. Das zusätzliche Wohnbaufeld soll über den östlichen 
Teil der Kartäuserstraße erschlossen werden.  
 
Die Knippstraße wird vom westlichen Teil der Kartäuserstraße für Pkw abgebunden. Es ver-
bleibt eine Fuß- und Radwegeverbindung sowie eine 4,50 m breite Zufahrt zur Stellplatzan-
lage des Familienhauses, welche von der Knippstraße aus aber nicht angefahren werden 
kann.  
Die Knippstraße bleibt über den östlichen Teil der Kartäuserstraße mit der Adenauerallee 
verbunden. Da die 3. Änderung des Bebauungsplans Ro 15 die Teilung der Kartäuserstraße 
bedingt, muss zukünftig ein Teil der Straße umbenannt werden.   
 
Entwässerung:  
Das Schutzwasser soll  in den Kanal der Kartäuser- oder Knippstraße eingeleitet werden. 
Das Entwässerungskonzept wird mit dem Abwasserwerk der Stadt Bornheim, der Regional-
gas Euskirchen GmbH & Co. KG, im weiteren Verfahren erarbeitet und abgestimmt. 
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7.  Eingriff in Natur und Landschaft 
Da es sich um eine Änderung des Bebauungsplan zur Innenentwicklung handelt, wird ein 
beschleunigtes Verfahren gemäß § 13 a BauGB durchgeführt. Eine Umweltprüfung, welche 
auch eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung beinhaltet, soll deshalb nicht durchgeführt 
werden.  
Als Eingriff in die Natur und Landschaft sind die geplanten neuen Bauflächen und die Stell-
platzfläche zu sehen. Im Plangebiet stehen derzeit einige Bäume und Sträucher. Um den 
ökologischen Eingriff etwas auszugleichen sollen Grünfestsetzungen im Bebauungsplan ge-
troffen werden.   
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 09.11.2011
Rat 17.11.2011
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 492/2011-7

    Stand 21.10.2011
 
Betreff Erweiterung der Satzungen im Ortsteil Kardorf im Bereich Altenberger Gasse 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften empfiehlt dem Rat, wie folgt zu 
beschließen:  

s. Beschlussentwurf Rat 
 
Beschlussentwurf Rat 
Der Rat beschließt, das Verfahren über die Aufstellung einer Satzung der Stadt Born-
heim/Rhein-Sieg-Kreis über die Einbeziehung einer Außenbereichsfläche in den im Zusam-
menhang bebauten Ortsteil Kardorf im Bereich Altenberger Gasse gem. § 34 Abs. 4  Satz 1 
Nr. 3 BauGB einzuleiten. 
 
Sachverhalt
Im aktuellen FNP ist ein Bereich an der Altenberger Gasse in Kardorf am Ortsrand neu als 
Wohnbaufläche dargestellt worden. Die Fläche wird von den beiden Ortssatzungen in Kar-
dorf nicht erfasst und liegt derzeit im planungsrechtlichen Außenbereich im Landschafts-
schutzgebiet. Ein nicht privilegiertes Bauvorhaben ist dort zurzeit nicht genehmigungsfähig. 
 
Vor diesem Hintergrund ist bei der Stadt ein Antrag auf Erweiterung der Ortssatzungen ein-
gegangen. Der Antragsteller ist bereit, die Verfahrenskosten zu tragen und ggf. Flächen für 
einen späteren Straßenausbau verfügbar zu halten. Die insgesamt betroffenen drei Grund-
stückseigentümer unterstützen diesen Antrag. Es bestehen aktuelle Bauabsichten. 
 
Im Verfahren zur Aufstellung des Flächennutzungsplanes ist die Untere Landschaftsbehörde 
auch zu der neuen Wohnbauflächendarstellung in Kardorf beteiligt worden. Sie hat der Dar-
stellung zugestimmt und angeregt, in diesem Bereich eine Ortsrandeingrünung vorzusehen. 
Da der Träger der Landschaftsplanung im Beteiligungsverfahren zum FNP der erweiterten 
Darstellung der Wohnbaufläche zugestimmt hat, tritt der Landschaftsschutz bei Inkrafttreten 
der Satzung nach § 34 Abs. 4 für diesen Bereich gleichzeitig außer Kraft. 
 
Mit der Aufstellung einer Ortssatzung können die bestehenden Satzungsbereiche erweitert 
und die Entwicklung an der Altenberger Gasse abgeschlossen werden. Es wird daher emp-
fohlen, ein Verfahren zur Aufstellung einer Ortsatzung nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB 
einzuleiten. 
 
Finanzielle Auswirkungen  
500,- € 
 
Anlagen zum Sachverhalt  
Übersichtskarte 
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 09.11.2011
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 490/2011-7

    Stand 20.10.2011
 
Betreff Schienenpersonennahverkehr (SPNV) - Verbesserung der Gesamtsituation 
 
Beschlussentwurf:
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften fordert den Nahverkehr Rheinland 
auf, im Rahmen der Aufstellung seines Nahverkehrsplanes 

1. die Pünktlichkeit der Regionalbahnen zu verbessern,  
2. das Wagenmaterial auf den betroffenen Strecken vertragsgemäß zur Verfügung zu 

stellen, 
3. den Regionalexpress 5 in den Ortschaften Roisdorf und Sechtem wieder halten zu las-

sen oder 
4. alternativ spätestens den durch den NVR avisierten neuen Regionalexpress in Roisdorf 

und Sechtem halten zu lassen bzw. als Regionalbahn einzusetzen. 
 
Sachverhalt:
Schienverkehr zwischen Köln – Bornheim – Bonn - Koblenz 
 
Obwohl die Nahverkehrsangebote im Rheinland beworben werden mit dem Slogan „Mehr 
RE für NRW“, gibt es seit Dezember 2002 keinen Halt des Regionalexpress RE 5 mehr im 
Rhein-Sieg-Kreis. Allerdings kommt es seit diesem Zeitpunkt regelmäßig jedes Jahr vor al-
lem im Herbst und Winter immer wieder zu Problemen in der Fahrgastbeförderung durch die 
Regionalbahnen 26 und 48, welche der Nahverkehr Rheinland oder die DB-Regio seit 9 Jah-
ren nicht zu lösen vermag. Häufig sind die Regionalbahnen unpünktlich oder überfüllt, bzw. 
werden gerade in den Spitzenzeiten mit weniger Wagen bedient als vertraglich vereinbart.  
 
Hierauf wurden sowohl die DB-Regio als auch der Nahverkehr Rheinland (NVR) immer wie-
der angeschrieben und mit den wiederkehrenden Problemen konfrontiert. Die Reaktionen 
der Verantwortlichen auf die Hinweise und Bitten der Stadt Bornheim waren jedoch zu keiner 
Zeit befriedigend. Immer wieder wurde die Behauptung aufgestellt, dass es sich um Einzel-
fälle gehandelt habe oder witterungsbedingte Ausfälle die Ursache der Probleme seien. 
 
Als es im Dezember letzten Jahres zu einem Zwischenfall mit der RB 48 am Bahnhof Sech-
tem kam, in dessen Verlauf die Fahrgäste den Zug blockierten, weil er im Berufsverkehr zum 
wiederholten Male nur mit einem Wagen bedient wurde und nahezu keiner der Wartenden 
Platz im Zug fand, wurde den Fahrgästen zugesagt, dass der RE 5 außerplanmäßig in Sech-
tem halten würde, um diese kritische Situation zu entschärfen. 
 
 
Verkehrsanbindung  
 
Die Strecke Köln - Bonn hat ähnliche Fahrgastzahlen wie andere vergleichbare Linien mit 
Anbindung an die Oberzentren. Die Strecke ist allerdings nur halb so stark bedient wie z. B. 
die Anbindung nach Troisdorf 
 
Aufgrund der steigenden Mobilität der Arbeitnehmer und Schüler sowie erwarteter noch stei-
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gender Bevölkerungszahlen im Bornheimer Stadtgebiet ist auch weiterhin mit einer zuneh-
menden Verschlechterung der derzeit schon kritischen Situation in den Regionalbahnen zu 
rechnen. Hier ist dringend Abhilfe zu schaffen. 
 
Es kann daher aus Sicht der Stadt Bornheim und des Rhein-Sieg-Kreises nur darum gehen, 
die Mängel der Bedienung kurzfristig abzustellen. Hierzu ist zunächst  erforderlich, die An-
zahlen der eingesetzten Wagen wieder auf das erforderliche und vertraglich vereinbarte Maß 
zu erhöhen.  
 
Darüber hinaus ist eine wesentliche Erhöhung der Halte in Sechtem und Roisdorf erforder-
lich.  
 
 
S-Bahn 
 
Der Nahverkehr Rheinland stellt derzeit einen neuen Nahverkehrsplan auf, der auch die Ein-
führung einer S-Bahn auf der Strecke Köln-Bonn vorsieht. Grundsätzlich ist die Planung ei-
ner zukünftigen S-Bahn-Andienung zu begrüßen. Eine S-Bahn Planung ab 2030 ist aller-
dings weder zufriedenstellend noch zielführend. Es steht zu befürchten, dass sie das gleiche 
Schicksal wie die jetzt gestrichenen Landesstraßen ereilen wird. Mit dieser Zielsetzung be-
steht keine Aussicht auf Realisierung einer ausreichenden Bedienung in angemessener Zeit. 
 
 
Regionalexpress 
 
Aus Sicht der Stadt Bornheim kann das Ziel daher nur heißen, kurzfristige durch einen S-
Bahnähnlichen Betrieb die bestehenden Mängel zu beseitigen. Durch die Wiedereinführung 
der Halte des Regionalexpress in Sechtem und Roisdorf kann ein ungefährer 20-Minuten-
Takt erreicht werden. Damit würde sowohl den aktuellen Anforderungen an eine Bedienung, 
als auch dem noch vorhandenen Fahrgastpotenzial in Bornheim Rechnung getragen. 
 
Die Argument gegen die Wiedereinführung des Regionalexpress sind zumindest sehr zwei-
felhaft. Die aktuelle so genannte „Beschleunigung“ des RE 5 liegt im Verhältnis zur Regio-
nalbahn bei allenfalls zwei Minuten. Der RE 5 braucht für die Strecke Köln-Bonn 27 Minuten, 
während die Mittelrheinbahn und die Regionalbahn 29 Minuten brauchen. 
 
Diese Fahrzeitverkürzung stellt keinen Wert dar, der zu einer besonderen Qualität führt. Ins-
besondere bei den häufigen Verspätungen auf der Strecke spielt es für den Fahrgast keine 
Rolle, ob man jetzt den Regionalexpress oder die Regionalbahn benutzt. 
 
Auch die Frage der möglichen Fahrzeitverlängerung bei zwei zusätzlichen Halten in Sechtem 
und Roisdorf lässt sich offensichtlich nicht mit der reinem Verkehrsingenieursplanung über-
ein bringen.  
Wie die Beispiele im weiteren Verlauf des RE 5 in Richtung Koblenz zeigen, hängt die Fahr-
zeit offensichtlich von mehreren Faktoren ab. So betrug die Fahrzeit zwischen Andernach 
und Koblenz in den 90er Jahren noch 10 Minuten und stieg dann zunächst auf 12 Minuten 
an. Als im April 2011 der zusätzliche Haltepunkt in Koblenz Mitte eingerichtet wurde, kam es 
aber keineswegs zu einer weiteren Fahrzeitverlängerung, sondern zu einer Reduzierung der 
Fahrzeit auf 11 Minuten. 
 
Die Aussage, dass der RE 5 bei Zwischenhalten langsamer sei als die Regionalbahnen ist 
ebenfalls nicht durchgängig zu belegen. Auf dem Steckenabschnitt Bad Breisig – Sinzig - 
Remagen fährt der RE 5 trotz gleicher Halte sogar 2 Minuten schneller als die MRB 26. 
 
Der aktuelle Fahrplan zwischen Köln und Bonn (und Koblenz) ist in Bezug auf die Gesamtsi-
tuation sehr eng gestaltet. Hier ergeben sich derzeit nur sehr geringe Zeitlücken. Es ist aller-
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dings zu prüfen, ob jeder Güterverkehrszug noch die Strecke befahren muss, wenn die of-
fensichtlichen Bedienungsmängel im Schienenpersonennahverkehr eklatant vorhanden sind. 
Hier ist der Nahverkehr Rheinland in der Pflicht, auch den übergeordneten Verkehr auf den 
Prüfstand zu stellen und im Sinne eines ausreichenden Nahverkehrsangebotes bei der Deut-
schen Bahn für auskömmliche Fahrzeiten zu sorgen. 
 
 
Nahverkehrsplan Rheinland  
 
Der Nahverkehr Rheinland stellt derzeit einen neuen Nahverkehrsplan auf. In diesem Zu-
sammenhang ist die Aussage, dass die Absicht besteht ab 2016 einen zusätzlichen Regio-
nalexpress auf der Strecke Köln – Bonn einzusetzen, auch für die Stadt Bornheim von gro-
ßem Interesse. Offensichtlich kann es doch gelingen auf dieser Strecke Kapazitäten frei zu 
legen, die dann für den Nahverkehr genutzt werden können. 
 
Es ist allerdings äußerst kurzsichtig, hier erneut auf einen Regionalexpress zusetzen, der 
dann nach der Planung der Nahverkehr Rheinland wieder an Bornheim vorbeirauscht. Aus 
Sicht der Stadt Bornheim muss daher die Forderung aufgestellt werden, spätestens im Jahre 
2016 die drei Halte an den Bahnhöfen in Sechtem und Roisdorf vorzusehen. Die kann alter-
nativ auch mit einer dritten Regionalbahn, anstatt eines zweiten Regionalexpress erreicht 
werden. 
 
Die Stadt Bornheim fordert daher den Nahverkehr Rheinland auf, im neuen Nahverkehrsplan 
einen dritten Halt in Sechtem und Roisdorf einzuplanen. Die Realisierung soll kurzfristig mit 
dem vorhandenen RE 5, spätestens aber mittelfristig durch den geplanten neuen Regional-
express (oder Regionalbahn) erfolgen. Die derzeitige Bedienung ist absolut unzureichend 
und verhindert eine effektive Nutzung des ÖPNV  
 
Die Stadt Bornheim bittet hiermit auch den Rhein-Sieg-Kreis als Träger des Nahverkehrs, die 
Forderungen aktiv zu unterstützen. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
keine 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
1 Schreiben an NVR vom Dez. 2010 
2 Antwort NVR vom Jan. 2011 
3 Vorlage Verkehrsausschuss Bonn-Rhein-Sieg zum SPNV 
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Rathausstraße 2 
53332 Bornheim 
 
Internet: www.stadt-bornheim.de 
 
7-STADTENTWICKLUNG 
 
Frau Manheller 
Zimmer: 411 
Telefon:  0 22 22 / 945 - 257 
Telefax:  0 22 22 / 945 - 126 
E-Mail: sabine.manheller@stadt-bornheim.de 

 
 
 
 
 
 

Besuchszeiten: 
Montag – Mittwoch 08.30 - 12.30 Uhr 
Donnerstag   08.30 - 12.30 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr 
Freitag     08.30 - 12.30 Uhr 
 

 

  Stadt Bornheim · Postfach 1140 · 53308 Bornheim 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Nahverkehr Rheinland GmbH 
Herrn Dr. Reinkober 
Glockengasse 37-39 
50667 Köln 
 
 
 

 
 
Ihr Zeichen / Ihr Schreiben vom         Mein Zeichen / Mein Schreiben vom          Datum 

 7.1 - Man 20.12.2010 
 
 
Regionalbahn 48 im Berufsverkehr; hier: Probleme in der Fahrgastbeförderung 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Reinkober, 
 
wie Sie der Presse sicher entnommen haben, gab es am Donnerstag dem 09.12.2010 ge-
gen 7:00 Uhr am Bahnhof Sechtem einen Zwischenfall mit der Regionalbahn 48. 
Offensichtlich fuhr diese Bahn mit nur einem Wagen und schon überfüllt in den Bahnhof 
Sechtem ein. Die zahlreichen dort wartenden Fahrgäste blockierten nach mehrfachen Ver-
suchen in der Bahn noch Platz zu finden die Türen und hinderten die Bahn so am Weiter-
fahren. 
 
Ähnlich stellte sich die Situation am 14.12.2010 am Haltepunkt Roisdorf dar. Die Bahnen in 
Richtung Köln um 8:58 Uhr und in Richtung Bonn um 9:01 Uhr fuhren je nur mit einem Wa-
gen ein und waren überfüllt. 
 
Den Umstand, dass die Regionalbahn 48 trotz anderer vertraglicher Vorgaben die Strecke 
im morgendlichen Berufsverkehr teilweise nur mit einer Einheit bedient, habe ich schon 
mehrfach angemahnt. Offensichtlich gelingt es nicht, dieses Problem zu lösen.  
 
Durch einen Halt des Regionalexpresses in Sechtem würde der Notstand hier behoben wer-
den können. Ich wäre Ihnen daher sehr dankbar, wenn Sie darauf hinwirken könnten, den 
Regionalexpress 5 in Zukunft wieder in Bornheim-Sechtem und Bornheim-Roisdorf halten 
zu lassen. Es ist nicht nachvollziehbar, dass dieser Zug den Rhein-Sieg-Kreises überhaupt 
nicht bedient, dann aber im 4-Minutenrhythmus in Oberwinter, Remagen, Sinzig und Bad 
Breisig hält.  
Hierdurch könnte unter anderem ein 20-Minuten-Takt für beide Haltepunkte und die Ent-
schärfung der Situation insgesamt erreicht werden. 
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Aktuelle Fahrgastzahlen würden die Problematik sicher belegen. Ich möchte Sie daher bit-
ten, die Fahrgastkapazitäten auf der genannten Strecke zu prüfen und bitte um Informatio-
nen über den aktuellen Stand. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 
 
 
 
 
 
 
       (Schier) 
Erster Beigeordneter 
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 09.11.2011
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 479/2011-9

    Stand 19.10.2011
 
Betreff 
 

Gemeinsamer Antrag der CDU-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen vom 17.10.2011 betr. Hinweisbeschilderung und Zustand des 
Rheinradweges Hersel-Uedorf-Widdig 

 
Beschlussentwurf: 
Der Ausschuss für Verkehr, Liegenschaften und Planungen beauftragt den Bürgermeister,  
 
1. die Optimierung der wegweisenden Hinweisbeschilderung am Leinpfad in Widdig ei-

nes straßenverkehrsrechtlichen Anhörverfahrens zu überprüfen sowie 
  
2. zur Ertüchtigung der Bankette an Leinpfad (Teilstück zwischen Mondorfer Fähre und 

Sportplatz) und Auenweg in der Ortslage Hersel die notwendigen Maßnahmen durch-
zuführen. 

 
Sachverhalt:
Der Bürgermeister hat keine Bedenken, im Sinne des beigefügten Antrages vom 17.10.2011 
zu prüfen und die notwendigen Maßnahmen im Rahmen eines straßenverkehrsrechtlichen 
Anhörverfahrens sowie im Rahmen der haushaltsrechtlichen Rahmendingungen durchzufüh-
ren. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
Kosten der Überprüfung vergleichbar eines straßenverkehrsrechtlichen Anhörverfahrens 
pauschal rd. 80 €. Kosten der Unterhaltung durch den Stadtbetrieb Bornheim im Rahmen der 
Stadtpauschale.   
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Antrag 
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 28.09.2011
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 356/2011-7

    Stand 15.08.2011
 
Betreff 
 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 08.08.2011 betr. Radweg 
Herseler Straße in Roisdorf 

 
Beschlussentwurf:
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften vertagt den Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen vom 08.08.2011 in die nächsten Sitzung des Ausschusses. 
 
Sachverhalt:
Der Antrag wurde zur Prüfung weitergeleitet an den Landesbetrieb Straßenbau. Insgesamt 
beabsichtigt der Landesbetrieb Straßen NRW, im Zusammenhang mit dem vierspurigen 
Ausbau der L118 zwischen L 183n und Autobahnanschluss  in der Verlängerung bis Roisdorf 
einen kombinierten Rad-/Gehweg bis zur Kreuzung Rosental zu bauen.  
 
Eine abschließende Beantwortung des Antrages ist urlaubsbedingt derzeit nicht möglich. 
Sobald eine Antwort des Landesbetrieb Straßenbau NRW vorliegt, wird der Antrag abschlie-
ßend beantwortet. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
keine 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Antrag 
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 28.09.2011
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 396/2011-7

    Stand 30.08.2011
 
Betreff 
 

Antrag der SPD-Fraktion vom 20.08.2011 betr. Radverkehrskonzept der Stadt 
Bornheim 

 
Beschlussentwurf:
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 

1. beschließt, das bestehende Radverkehrskonzept zu aktualisieren, 
2. nimmt die Ausführungen des Sachverhalts hinsichtlich einer Bestandsaufnahme zur 

Umsetzung des Radverkehrskonzeptes zur Kenntnis, 
3. empfiehlt dem Rat, zur weiteren Umsetzung des Radverkehrskonzeptes Mittel in den 

Haushaltsplan 2012/2013 einzustellen, 
4. beauftragt den Bürgermeister, nachfolgend aufgeführte Maßnahmen hinsichtlich ihrer 

zeitnahen Umsetzung auf Grund der Verkehrssicherungspflicht zu prüfen: 
- Anlage eines einseitigen Schutzstreifens im Bereich zwischen Shell-

Tankstelle  (gegenüber Friedhof ) in Roisdorf bis zum Bahnhof Roisdorf, 
- Beseitigung der Fahrbahnabsenkungen am Bachbegleitweg zwischen Wolfs-

burg und Heilgersstraße, darüber hinaus im Bereich der Straße „Auf der Lüs-
te“ in Roisdorf, 

- Radweg zwischen Roisdorf und Hersel (L118): 
1. Anregung der Anbringung eines Halteverbotes im Bereich Mehrzweck-

streifen zwischen Ortslage Roisdorf und Ortsausgangsschild, 
2. Herstellung eines durchgehenden Radweges vom Ortseingang Hersel bis 

zum Knotenpunkt L300. 
 
Sachverhalt:
Das Radverkehrskonzept der Stadt Bornheim wurde im Dezember 2003 durch den Rat be-
schlossen. Zwischenzeitlich wurden einige Maßnahmen aus dem entsprechenden Katalog 
sowie die Fahrradwegweisung im Stadtgebiet umgesetzt. 
 
Der Gesamt-Maßnahmentabelle aus dem 2003 beschlossenen Radverkehrskonzept im An-
hang der Vorlage 335/2011-7 (Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 30.07.2011 
betr. Umsetzung des Radverkehrskonzeptes der Stadt Bornheim) gibt Aufschluss über die 
umgesetzten Maßnahmen. Die umgesetzten Maßnahmen sind dunkelgrau hinterlegt, solche 
die nicht umgesetzt werden konnten hellgrau und die noch umzusetzenden weiß. 
Die Gesamtzahl der mit dem Radverkehrskonzept beschlossenen Maßnahmen betrug 93 
(von den laut Liste 106 Maßnahmen wurden im Laufe des Aufstellungsprozesses 13 Maß-
nahmen durch die Radverkehrskommission gestrichen).  
Von den insgesamt 93 Maßnahmen lagen 60 im Zuständigkeitsbereich der Stadt Bornheim. 
Hiervon umgesetzt wurden bislang 30. Weitere 12 Maßnahmen konnten nicht umgesetzt 
werden, da sie entweder nicht anordnungsfähig waren und daher aus Kostengründen seitens 
des Baulastträgers nicht durchgeführt wurden oder seitens der Polizei Bedenken hinsichtlich 
der Verkehrssicherheit bestanden (näheres hierzu unter der Spalte Bemerkung in der Tabel-
le im Anhang). 
Ein Großteil der nicht umgesetzten Maßnahmen liegt im Zuständigkeitsbereich des Rhein-
Sieg-Kreises (6 von 6) bzw. des Landesbetrieb Straßen NRW (26 von 27). Hier handelt es 
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sich jedoch meist um kostenintensive und nicht kurzfristig umzusetzende Maßnahmen, wel-
che aufgrund nicht vorhandener Mittel im Kreis- bzw. Landeshaushalt auf der Warteliste ste-
hen. 
 
In welchem zeitlichen Rahmen die bislang noch nicht realisiert Maßnahmen umgesetzt wer-
den können, ist derzeit nicht absehbar. Abhängig ist die Umsetzung unter anderem von den 
zur Verfügung stehenden finanziellen Mitteln, vom zuständigen Baulastträger aber immer 
auch von den Stellungnahmen der Polizei. 
 
In den vergangenen 3 Jahren plante die Verwaltung wiederholt die Aktualisierung des Rad-
verkehrskonzeptes. Aufgrund finanzieller Zwänge wurde dieser Posten im Rahmen der 
Haushaltsberatungen jedoch immer gestrichen. 
Aus diesem Grund wird das Bestreben der Politik zur Aktualisierung des Radverkehrskon-
zeptes seitens der Verwaltung ausdrücklich begrüßt. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
Derzeit nicht zu beziffern, da abhängig von Zahl und Umfang der umzusetzenden Projekte. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Antrag 
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 09.11.2011
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 483/2011-7

    Stand 19.10.2011
 
Betreff 
 

Antrag der CDU-Fraktion vom 18.10.2011 betr. fahrplanmäßige Bedienung der 
Stadtbahnlinie 18 

 
Beschlussentwurf
Der Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften beauftragt den Bürgermeister, mit 
dem Betriebsführer der Stadtbahnlinie 18 Gespräche aufzunehmen, die die zuverlässigere 
und fahrplanmäßigere Bedienung der Linie 18 zum Inhalt haben. Dem Ausschuss ist zeitnah 
über das Gesprächsergebnis zu berichten. 
 
Sachverhalt
Es bestehen keine Bedenken, entsprechend dem Antrag zu beschließen. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
keine 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Antrag 
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 09.11.2011
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 472/2011-6

    Stand 18.10.2011
 
Betreff 
 

Anfrage der FDP-Fraktion vom 17.10.2011 betr. Sicherheitsstandards für 
Solaranlagen auf städtischen Gebäuden 

 
Sachverhalt:
 
Frage 1: 
Welche Sicherheitsvorkehrungen für den Brandfall sind bei den Photovoltaikanlagen auf Ge-
bäuden der Stadt Bornheim getroffen worden? 
 
Antwort: 
Die Photovoltaikanlagen auf den Dächern der Gebäude der Stadt Bornheim sind gemäß den 
Vorgaben des Gesetzgebers mit einer Netzabschaltung ausgerüstet. Spezielle Systeme zur 
Brandfallabschaltung sind zwar erhältlich, jedoch nicht vorgeschrieben. 
 
Frage 2: 
Photovoltaikanlagen lassen sich mit einer entsprechenden technischen Einrichtung span-
nungsfrei schalten. Verfügen alle Anlagen auf städtischen Gebäuden über eine solche Ab-
schaltvorrichtung? 
a) Wenn ja: Sind diese vom TÜV geprüft und empfohlen? 
b) Wenn nein: Wann ist eine Nachrüstung geplant? 
 
Antwort: 
Alle Komponenten einer Photovoltaikanlage bedürfen einer Konformitätserklärung, die beim 
Netzbetreiber eingereicht werden muss. Die Konformitätserklärung bestätigt, dass die Geräte 
den Normen entsprechen. Ohne Konformitätserklärung würde der Netzbetreiber die Anlage 
nicht zulassen. 
 
Eine Nachrüstung mit speziellen System ist nicht geplant, da gemäß Rücksprache mit der 
Feuerwehr bei der Personenrettung keine Probleme gesehen werden. Im Einzelfall kann es 
aufgrund erhöhter Vorsicht bei den Löschungsarbeiten ggf. zu einem erhöhtem Sachscha-
den kommen. 
 
Frage 3: 
Sind die Anlagen auf städtischen Gebäuden mit Hinweisschildern für die Feuerwehr ausges-
tattet? 
 
Antwort: 
Auf einigen Sicherungskästen ist der Warnhinweis „Vorsicht Rückspannung“ angebracht, 
jedoch nicht auf allen. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Anfrage 
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Fraktion im Rat der Stadt Bornheim 
 
FDP-Fraktion Bornheim, Rathausstr. 2, 53332 Bornheim Fraktionsgeschäftsstelle 

 
Rathausstr. 2 

53332 Bornheim 
 

Tel.: 02222/99 44 50 
Fax: 02222/99 44 52 

 
fraktion@fdp-bornheim.de 

www.fdp-bornheim.de 
 

Bornheim, 17. Oktober 2011 

 
Herrn 
Wilfried Hanft 
Vorsitzender des Ausschusses für Verkehr, 
Planung und Liegenschaften 
Rathausstr. 2 
53332 Bornheim 
 

Sehr geehrter Herr Hanft, 
 
hiermit stellen wir gemäß §19 (1) GeschO die folgende Anfrage für die kommende Sitzung des 
Ausschusses für Verkehr, Planung und Liegenschaften: 
 

Sicherheitsstandards für Solaranlagen auf städtischen Gebäuden 
 
 
Von Photovoltaikanlagen auf Gebäuden können im Falle eines Brandes erhebliche Gefahren für 
die Feuerwehr ausgehen, wenn das Gebäude nicht spannungsfrei geschaltet werden kann. Der 
Gleichstrom der Solarmodule kann anders als die übliche Stromversorgung eines Haushalts nicht 
über eine Zentralsicherung abgeschaltet werden. So lange Licht auf die Anlagen fällt, produziert 
diese weiterhin elektrischen Strom. 
 
Wir fragen daher: 
 

(1) Welche Sicherheitsvorkehrungen für den Brandfall sind bei den Photovoltaikanlagen auf 
Gebäuden der Stadt Bornheim getroffen worden? 
 

(2) Photovoltaikanlagen lassen sich mit einer entsprechenden technischen Einrichtung 
spannungsfrei schalten. Verfügen alle Anlagen auf städtischen Gebäuden über eine solche 
Abschaltvorrichtung? 

 
a) Wenn ja: Sind diese vom TÜV geprüft und empfohlen? 

 
b) Wenn nein: Wann ist eine Nachrüstung geplant? 

 
(3) Sind die Anlagen auf städtischen Gebäuden mit Hinweisschildern für die Feuerwehr 

ausgestattet? 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Christian Koch, Jörn Freynick, Alexander Meurer und Fraktion 
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 09.11.2011
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 481/2011-7

    Stand 19.10.2011
 
Betreff 
 

Anfrage der CDU-Fraktion vom 15.10.2011 betr. Sachstand der Prüfung einer 
künftigen baulichen Entwicklung im Bereich des ehemaligen 
Bebauungsplanes Bo 08 in Bornheim 

 
Sachverhalt:

 
 
Antwort: 
Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplan Bo 08 wurde im März 2005 vom Rat auf-
gehoben. Da die Fläche im Flächennutzungsplan Wohnbaufläche, gemischte Baufläche und 
Gemeinbedarffläche für ein Hilfeleistungszentrum ist, wäre es erforderlich, mittelfristig zur 
Umsetzung dieser Ziele erneut einen Beschluss zur Aufstellung eines Bebauungsplan zu 
fassen. Derzeit steht zunächst die Entwicklung des benachbarten Bebauungsplans Bo 16 an.  
 

 
 
Antwort: 
Es gibt noch keine Planungen. Die Verkehrsführung wird wie vor der Umleitung L 281 sein.  
Mit Umsetzung des Planfalls D1 aus der Verkehrprognose 2020, die im Rahmen der Neu-
aufstellung des Flächennutzungsplan gemacht wurde, wird es nach Umsetzung der Maß-
nahmen zukünftig zu weniger Verkehr an der Kreuzung Hohlenberg/Königstraße kommen.  
 

 
 
Antwort:  
Nein, die Überlegungen sind mit Aufhebung des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungs-
plan Bo 08 zum Erliegen gekommen.  
 

 
 
Antwort: Hierzu gibt es noch keine Planung (siehe Antwort 3)  
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Anfrage 
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Ausschuss für Verkehr, Planung und Liegenschaften 09.11.2011
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 489/2011-9

    Stand 26.10.2011
 
Betreff 
 

Anfrage der SPD-Fraktion vom 18.10.2011 betr. Integriertes Handlungskonzept 
Königstraße in Bornheim 

 
Sachverhalt
Der Bürgermeister beantwortet die Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1. Wann können die Arbeiten zum Ausbau des Servatiusweges als endgültig abge-
schlossen betrachtet werden? 
 
Antwort 
Entsprechend dem Bauvertrag mit der Straßenbaufirma ist der Ausbau Servatiusweg bis 
spätestens 31.05.2012 fertig zu stellen. Nach derzeitiger Einschätzung kann dieser Termin 
eingehalten werden. 
 
Frage 2. Wie stellt sich aktuell der Sachstand der Fördergelder zum Ausbau des Apostelpfa-
des dar? 
 
Antwort 
Zur Beantwortung der Frage verweist der Bürgermeister auf die Sachverhaltsdarstellung der 
Vorlage 337/2011-9 zur Sitzung des Ausschusses für Verkehr, Planung und Liegenschaften 
am 19.10.2011. Es hat sich zwischenzeitlich kein anders lautender Sachstand ergeben.  
Der Einplanungsantrag ist gestellt und wurde grundsätzlich als Fördermaßnahme anerkannt. 
Die Maßnahme wird aktuell im Förderprogramm der Bezirksregierung Köln berücksichtigt 
und fortgeschrieben. Der Förderantrag kann frühestens ein Jahr vor Ausführungsbeginn ge-
stellt werden.  
 
Frage 3. Wann kann nach jetzigem Kenntnisstand mit dem Probebetrieb einer Einbahnstra-
ßenregelung in der Königstraße begonnen werden? 
 
Antwort 
Voraussetzung für die Durchführung eines Probebetriebes wäre ein abschließender Be-
schluss des Ausschusses für Verkehr, Planung und Liegenschaften über eine modifizierte 
Vorentwurfsplanung Königstraße Mitte, auf deren Grundlage der Probebetrieb eingerichtet 
werden soll. Bei Vorliegen dieser Voraussetzung und Fertigstellung des Servatiusweges 
könnte die Planung, Auswertung und Durchführung des Probebetriebs beauftragt werden, 
soweit die für den Probebetrieb angemeldeten Haushaltsmittel zur Verfügung stehen.  
 
Frage 4. Welchen Zeitraum hält die Verwaltung für die Durchführung des Probebetriebes für 
angemessen? 
 
Antwort 
Zeitraum und Dauer der Durchführung des Probebetriebes stehen noch nicht konkret fest, 
hängen jedoch maßgeblich von der Finanzmittelverfügbarkeit und den erforderlichen Flä-
chenverfügbarkeiten des Beobachtungsabschnittes nach Freigabe des Verkehrs auf dem 
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Servatiusweg ab. Die noch festzusetzende Dauer des Probebetriebes sollte über einen re-
präsentativen, mehrmonatigen Beobachtungszeitraum, auch unter Berücksichtigung von 
geplanten Veranstaltungen (z. B. Kirmes) und evtl. Baumaßnahmen im unmittelbaren Be-
reich, erfolgen. Neben den für den Probebetrieb erforderlichen Markierung-, Beschilderungs- 
und ggf. punktuellen Sperrmaßnahmen sind auch Geschwindigkeitsmessung, zeitweise Be-
obachtung des Verkehrsablaufs und anschließende Auswertung der Ergebnisse vorgesehen. 
 
Frage 5. Wie stellt sich jetzt die Zeitplanung zur Umgestaltung des Peter-Fryns-Platzes dar, 
auch unter Berücksichtigung des Bauvorhabens der Kreissparkasse und dem (angekündig-
ten) Verbleib der Polizeiwache? 
 
Antwort 
In der derzeitigen Maßnahmenplanung für die Haushaltsberatungen 2012/2013 ist der Aus-
bau zur Umgestaltung des Peter-Fryns-Platzes, unter Berücksichtigung des geplanten Bau-
vorhabens der Kreissparkasse, für das Jahr 2015, zusammen mit dem Ausbau der Pohlhau-
senstraße (Königstraße bis Servatiusweg), vorgesehen.  
 
Anlagen zum Sachverhalt 
Anfrage 
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